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Als Teil der internationalen
Friedensbewegung arbeitet der öster-
reichische Versöhnungsbund aktiv gewaltfrei
für einen gerechten und nachhaltigen Frieden.

I n h a l t Liebe Leserinnen und Leser!

Wie schon 2016 sind auch dieses Jahr der Internationa-
le Tag des Friedens (21. September) und der Internatio-
nale Tag der Gewaltlosigkeit (2. Oktober) Eckpfeiler für
unsere Kampagne „Pazifismus ohne Wenn und Aber”.

Es geht uns darum herauszustreichen, dass Krieg nie
die Lösung ist, sondern stets mit großer zerstörerischer
Kraft nachhaltig Schaden anrichtet und weitere Gewalt
begünstigt. Dieses Mal stellt die Kampagne in den
Fokus, wie Krieg Gesellschaften zerstört, soziale Struk-
turen aufbricht und unser Leben miteinander sabotiert.

Flucht, Traumata, Radikalisierung und Feindbildpropa-
ganda sowie die Zerstörung notwendiger Lebensgrund-
lagen sind alles Auswirkungen des Krieges, die die
Gemeinschaften und das menschliche Leben bedrohen
und langwierige Hindernisse für Versöhnung und eine
gute Entwicklung bedeuten.

Da wir allen Aspekten, die uns in diesem Zusammen-
hang wichtig erscheinen, genug Platz geben wollten,
fällt diese Ausgabe des Spinnrads ein bisschen länger
aus als gewöhnlich. Wir hoffen aber, dass sie so interes-
sant ist, dass man das kaum merkt.

Nähere Informationen zur Kampagne findet ihr auf
unserer Homepage unter: www.versoehnungsbund.at/
krieg-zerstoert-gesellschaften.

Besonders würden wir uns freuen, wenn ihr - sollte euch
dieses Spinnrad gefallen - euren Freundinnen, Freunden
und Bekannten von unserer Kampagne erzählt. Sie kön-
nen dann direkt auf der Kampagnenseite oder per
Anfrage im Büro dieses Spinnrad als unverbindliche
Probenummer bestellen!

Lucia Hämmerle
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Es war Anfang Dezember
2015, als das Team von FOR
Peace Presence sich mit

den Mitgliedern der Gemeinde
Tamarindo in einem improvisierten
Zelt bei der Einfahrt zum Grund-
stück einfand, um die letzten Ent-
wicklungen in ihrem zermürbenden
Kampf gegen die Vertreibung von
ihrem Land zu besprechen.

Es war ein heißer Tag und
die Gemeindemitglieder wirkten
äußerst niedergeschlagen. Den-
noch lag Hoffnung in der Luft, dass
die Geschichte noch ein gutes
Ende finden würde. Immerhin
waren wir einige Tage zuvor eben-
so beisammen gestanden, als ein
Auto von der Schnellstraße abbog
und einen Zettel hinterließ, mit der
Nachricht, dass die Zwangsräu-
mung verschoben werden sollte.
Als Organisation hatten wir all un-
sere strategischen Kontakte auf lo-
kaler, nationaler und internationaler
Ebene aktiviert und die Gemeinde
in Sitzungen mit den örtlichen Be-
hörden begleitet. Vielleicht - fragten
sich nicht nur die Gemeindemitglie-
der, sondern auch wir - hat eines
der Gespräche gefruchtet?

Doch dieses Mal sah man bereits
aus der Ferne große Polizeibusse
anfahren. Wenig später strömten

schwarz gepanzerte Einsatzkräfte
der Spezialeinheit ESMAD (Escua-
drón Móvil Antidisturbios, Bild
unten) aus den Bussen, die bei
Demonstrationen und eben auch
bei Zwangsräumungen eingesetzt
werden. Sie waren mit Schlagstö-
cken und Schutzschildern ausge-
stattet. Das konnte nichts Gutes
bedeuten. Wir hofften in diesem
Moment bloß, dass es zu keinem
übermäßigen Gewalteinsatz von
Seiten der Exekutive kommen wür-
de.

Die Gemeinde von El Tamarindo
lag zu diesem Zeitpunkt (Dezember
2015) etwa drei Kilometer außer-
halb von Barranquilla, der viert-
größten Stadt Kolumbiens und dem
größten Ballungsraum an der kari-
bischen Küste. Die wirtschaftliche
Bedeutung der Stadt wächst heute
nicht nur durch Kolumbiens größ-
ten Hafen, sondern auch durch
strategisch angelegte zonas fran-
cas - Freihandelszonen, die durch
Steuerbefreiungen zu attraktiven
Standorten für Unternehmen ent-
lang des gesamten Flusses Mag-
dalena umgewandelt werden sol-
len. Der Ausbau der Autobahn und
die bessere Anbindung zum Hafen
hat das Grundstück, auf dem die
Gemeinde lebte, an Wert gewinnen
lassen. Die staatliche Zoll- und

Steuerbehörde DIAN (Dirección de
Impuestos y Aduanas Nacionales
de Colombia) erklärte im Jahr 2007
mit der Resolution 13914 eine Flä-
che von 200.000m² zwischen Bar-
anquilla und Galapa zur Internatio-
nalen Freihandelszone des Atlan-
tiks (Zofia), die eben auch die Par-
zellen der Gemeinde umfasst.

Für die etwas mehr als 100 Fami-
lien, die auf ca. 120 Hektar Land
leben und arbeiten, ist dies nicht
das erste Mal, dass sie von ihrem
Land vertrieben werden. Die ersten
Familien sind bereits Anfang 2000
nach El Tamarindo gekommen.
Damals war die Region Ödland,
niemand wurde als Besitzer_in
angeführt und die Bäuerinnen und
Bauern besetzten und bewirtschaf-
teten das Land (tierra baldía) in
gutem Glauben. Die Familien
waren davor durch den vorherr-
schenden Konflikt und die Gewalt
der Paramilitärs aus ihrer Heimat in
Magdalena, Urabá, Bolivar und
César vertrieben worden. In El
Tamarindo finden sie Zuflucht und
fruchtbares Land, das für den
Anbau von Früchten und Getreide
geeignet ist.

Nach Schaffung der Freihandelszo-
ne beanspruchte allerdings die Fir-
ma Inversiones Agropecuarias SA
das Land und kann plötzlich auch
Titel nachweisen - sie bezeichnet
die Bauern und Bäuerinnen als
Besetzer_innen des Landes und
beginnt fortan über Gerichtsverfah-
ren die Gemeinde von ihrem Land
zu vertreiben. Daraufhin organisie-
ren sich die Bäuerinnen und Bau-
ern als Vereinigung ASOTRACAM-
PO (Asociaciones de los Trabaja-
dores del Campo). 80% von ihnen
sind Opfer des bewaffneten Kon-
flikts in Kolumbien und somit von
dem Gesetz über Opferentschädi-
gung und Landrückgabe (Ley de
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Die Vertreibung der Gemeinde Tamarindo
von Laetitia Sengseis



Víctimas y Restitución de Tierras,
2012) betroffen, das Opfern des
Konflikts volle Wiedergutmachung
inklusive Landrückgabe gewähren
sollte. Doch stattdessen liegen 44
polizeiliche Zwangsräumungsbe-
scheide vor, und Ende 2012 wer-
den die ersten Teile des Grund-
stücks zwangsgeräumt - ohne rich-
terliche Anordnung und in Aus-
übung übermäßiger Gewalt durch
die ESMAD. Daraufhin verlassen
einige Menschen El Tamarindo,
andere aber bleiben und setzen
ihren Kampf fort. Sie erhalten
Todesdrohungen von neo-paramili-
tärischen Gruppen und am 12. April
2013 wird der Sohn des Vizepräsi-
denten von ASOTRACAMPO er-
schossen. Die Organisation erklärt
das Land im April 2014 zum huma-
nitären Raum und versucht weiter-
hin, der Vertreibung zu widerste-
hen - ohne Erfolg.

Als also an jenem Dezembertag die
angekündigte Räumung Wirklich-
keit wurde, waren einige der

Gemeindemitglieder entsprechend
aufgelöst. Die Beamt_innen des
Bürgermeisteramtes gingen in
Begleitung von Vertreter_innen des
Ombudsmanns, den städtischen
Rechtsanwälten, der Behörde für
Opferbetreuung und Wiedergutma-
chung (UARIV) sowie Vertre-
ter_innen der Firma Inversiones
Agropecuarias SA von Haus zu
Haus und ordneten in den meisten
Fällen die Räumung der Häuser
an. Daraufhin wurde den Familien
erlaubt, ihr Hab und Gut aus den
Häusern zu holen, ehe alles nieder-
gewalzt wurde - vor den Augen
internationaler Beobachter_innen.
An diesem und dem darauffolgen-
den Tag wurden 11 Häuser zerstört,
während weitere 30 Familien bis
zum 18. Dezember eine Verlänge-
rung erhielten. Der 10. Dezember
war der internationale Tag der Men-
schenrechte, ein trauriges Symbol
für ein Land, das den Frieden ver-
kündet, so die Gemeindemitglieder. 

Am 18. Dezember beschloss das
Verfassungsgericht Schutzmaß-
nahmen für die Gemeinde und ord-
nete an, dass den Mitgliedern der
Gemeinde El Tamarindo vor der
Zwangsräumung zumindest eine
vorübergehende menschenwürdi-
ge Unterkunft zur Verfügung ge-
stellt werden müsse. 

Trotz des Urteils fand die endgülti-
ge Räumung am 23. Dezember
statt. Am letzten Tag der  Räumung
erhielten die Mitglieder von El
Tamarindo entweder eine kleine
Geldsumme, ein Hektar Land oder
2 Monatsmieten für eine Unterkunft
in Barranquilla. Die meisten, die
Geld oder Miete erhielten, sind jetzt
in der Stadt Barranquilla verstreut.
Die neun Familien, die Land erhal-
ten haben, leben jetzt in einer
behelfsmäßigen Wohnstätte mit
sechs anderen Familien am Rande
von Luruaco, einer Gemeinde
näher an Cartagena. 2-3 Monate
erhielten sie Unterstützung von der
presbyterianischen Kirche. 

Wir verbringen Tage in
einem kleinen Versamm-
lungsraum, die Hitze ist

für mich ungewöhnlich, noch dazu
da wir stundenlang sitzen und uns
konzentrieren. Aber ich darf mir kei-
ne Klagen erlauben, nicht vor den
Leuten des Komitees Boquerón,
einer Gemeinschaft im kolumbiani-
schen Bezirk Cesar. Hier werden
seit sieben Jahren die Verhandlun-
gen mit den Minengesellschaften
geführt, die die „unfreiwillige Um-
siedelung“, oder, wie ich es lieber
nenne, „die erzwungene Aussied-
lung“, betreffen. Seit sieben Jahren
versucht eine kleine Gemeinschaft
die grundlegenden Bedingungen
für eine Wiederansiedlung mit drei
der größten Minengesellschaften
der Welt auszuhandeln.

Die Internationale Organisation für
Migration (OIM) definiert Aussied-
lung als „zwangsweise Aussiedlung
einer Person aus ihrem Heim oder
ihrem Wunschland, besonders auf-
grund  bewaffneter Konflikte oder
natürlicher Katastrophen“. Es ist
wichtig festzustellen, dass dieser
Begriff nicht jene Kriterien umfasst,
die auf die Gemeinschaft von
Boquerón zutreffen. Die OIM defi-
niert auch die gewaltsame Vertrei-
bung als „allgemeinen Begriff für
eine Wanderbewegung, die ein
Element der Nötigung beinhaltet.
Dies schließt die Bedrohung des
Lebens und des Lebensunterhalts
aufgrund natürlicher oder von Men-
schen verursachter Faktoren mit
ein.“ 

Genau das ist es! Die Gemein-
schaft von Boquerón sieht sich
gezwungen wegzuziehen, unter
Bedingungen, die ihr Leben bedro-
hen, verursacht durch Menschen,
und zwar durch private Unterneh-
men. Mir ist aber immer noch nicht
klar, was diese Unternehmen unter
„Entwicklungsprojekten“ verstehen. 

Auf der Webseite des Kohle-
minenunternehmens Drummond
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Von 1985 bis 2014 wurden über
sechs Millionen Menschen in
Kolumbien gewaltsam vertrieben.
Damit weist das Land die weltweit
höchste Zahl an Binnenflüchtlin-
gen auf. Praktisch in allen
Gemeinden Kolumbiens (99%)
hat es Vertreibungen gegeben,
wobei heute Vertreibungen v.a. im
Norden und Westen des Landes
stattfinden. Von Vertreibungen
betroffen ist zu 87 Prozent die
Landbevölkerung, wobei viele
Menschen auch mehrfach vertrie-
ben wurden. 

Die Menschen flohen einerseits
vor den Kampfhandlungen und
der Gewalt der bewaffneten
Gruppen (Armee, Paramilitärs
und Guerilla), andererseits wer-
den Vertreibungen aber vor allem
gezielt für die Durchsetzung von
Interessen, zur Bereicherung und
als Mittel der Kriegsführung
gegen zivilgesellschaftliche Ak-
teur_innen eingesetzt.



Company Inc. wird erklärt Entwick-
lungsprojekte seien eine Verpflich-
tung „zur gesellschaftlichen Entwik-
klung durch verschiedene Projekte
wie Schulbau, Errichtung von Kran-
kenhäusern und die Finanzierung
von Weiterbildungszentren“. Und
weiter heißt es: „Drummond beach-
tet auf allen Ebenen die Auswirkun-
gen seiner Tätigkeiten auf Ange-
stellte, Kund_innen und Gemein-
schaften, in denen gearbeitet wird,
sowie auf die Umwelt“.

Es überrascht mich, dass diese
Aussagen nicht mit den Eindrücken
übereinstimmen, die ich in den
Tagen, in denen ich die Gemein-
schaft von Boquerón im Bergbau-
gebiet von Cesar begleitete,
gewonnen habe. Gemeinsam mit
meinem Kollegen Thomas Power
besuchte ich „Tierra Digna“ („Wür-
dige Erde“), eine Organisation, die
sich der Verteidigung jener
Gemeinschaften widmet, die von
wirtschaftlich ausbeuterischen Ent-
wicklungen, eingeleitet von priva-
ten Unternehmen wie Drummond
Company Inc., Colombia Natural
Resources (CNR) und PRODECO,
bedroht werden. Es sind diese drei
Gesellschaften, mit denen der Pro-
zess der Umsiedlung verhandelt
wird.

2010 hat die kolumbianische
Regierung die unfreiwillige Umsied-
lung der Gemeinde Boquerón
(etwa 1700 Personen) angeordnet.
Der Grund dafür war die Luftver-
schmutzung, verursacht durch den
Kohlestaub, den die Minen in die-
sen Gegenden erzeugen. Ende der
80er-Jahre hat die kolumbianische
Regierung den Vorschlag gemacht,
den Kohleabbau in großem Maß-
stab zu betreiben. Zu dieser Zeit
erwarb die Drummond Company
Inc. erste Rechte zum Kohleabbau

in der Karibikzone. Heute betreibt
sie in der Gemeinde Jagua de Ibiri-
co, in der auch die Gemeinde von
Boquerón lebt, eines der größten
Bergbauunternehmen des Landes.

Abholzungen, die Entstehung von
Kratern, giftige Chemikalien, die die
Flüsse - und so auch die örtlichen
Ressourcen - verschmutzen, aber
vor allem kleinste Kohlepartikel, die
sich in den Lungen der Bewohner-
_innen ablagern, verursachten
nicht nur Schäden an der Umwelt,
sondern haben auch gravierende
gesundheitliche Auswirkungen auf
die Bevölkerung. Der Giftpegel ist
so hoch, dass die Bewohner_innen
umsiedeln müssen. Nein, anders:
Die Bewohner_innen sehen sich
dazu gezwungen, ohne eine eige-
ne Entscheidung getroffen zu
haben, ihre Heimat und Wurzeln zu
verlassen, um an einem neuen Ort,
unter Bedingungen, die nach sie-
ben Jahren noch immer nicht
bekannt sind, zu leben. Die Ver-
handlungen mit den Unternehmen
gehen weiter. Noch ist kein Ende in
Sicht. 

Die erzwungene Migration bedroht
das Leben und dessen Grundla-
gen. Der Widerspruch zwischen
dem Begriff des „Entwicklungspro-
jekts“ und den Auswirkungen, die
diese Ausbeutungsprojekte der
internationalen Unternehmen ha-
ben, ist mir unverständlich.

Es geht nicht darum die Diskussion
auf eine einfache Positionierung für
oder gegen diese Unternehmen
herunterzubrechen. Es wäre zu
simpel, ja fast naiv, eine derartig
einfache Lösung anzustreben. In
allen Gemeinden, die wir im Rah-
men von Tierra Digna begleiteten,
in Jagua, Don Jaca und Boquerón,
konnten wir eine offene Einstellung

gegenüber den ausländischen
Gesellschaften feststellen. Das
änderte sich erst zu dem Zeitpunkt,
als sie sich von ihnen bedroht
sahen. Viele Menschen betonten
dennoch, nicht gegen die Kohlen-
minen und deren Ausbeutung zu
sein, sondern dass gerade das
Gegenteil der Fall sei. In der Ver-
gangenheit bestand die Hoffnung,
durch die neuen Unternehmen
neues wirtschaftliches Einkommen
zu generieren. Aber diese Hoffnung
ging vorbei.

Was bedeuten Entwicklungsprojek-
te nun? Für mich ist Entwicklung
das Recht auf gerechte Verteilung.
Wenn die Folge der Projekte
erzwungene Umsiedlung ist - d.h.
die Gemeinschaft, die das zuhause
repräsentiert, verlassen zu müs-
sen, weil die Gesundheit angegrif-
fen ist, weil die ökologischen
Ressourcen vergiftet wurden und
die Unternehmen, die all das verur-
sacht haben, zudem in keiner wür-
digen Weise ihre Verantwortung
wahrnehmen - dann stellt das eine
Verletzung der grundlegenden
Menschenrechte dar. 

Artikel 79 der kolumbianischen Ver-
fassung besagt, dass „alle Perso-
nen das Recht auf eine gesunde
Umwelt haben“. Es ist Zeit sich die
Sache anzuschauen, zu analysie-
ren und objektiv zu sein. Es ist Zeit
den eigenen Anspruch geltend zu
machen, der Teil jedes Entwick-
lungsprojekts sein sollte: das Recht
auf ein würdiges Leben.

Irene Benitez arbeitet als Pro-
grammkoordinatorin bei FOR Pea-
ce Presence in Kolumbien.

http://peacepresence.org
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Umsiedlung, Vertreibung oder Entwicklung?
von Irene Benitez
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Eine Erschießung in Hebron
erschüttert die israelische

Gesellschaft

Am 24. März 2016 versuchte ein
junger Palästinenser, Abdel Fattah
al-Sharif, die Soldaten zu erste-
chen, die eine Enklave von extrem
rechtsgerichteten Siedler_innen im
Herzen der Stadt Hebron im West-
jordanland bewachten. Die Solda-
ten schossen auf ihn und verwun-
deten ihn schwer. Elf Minuten spä-
ter erschien ein weiterer israeli-
scher Soldat, Elior Azaria, ein aus-
gebildeter Mediziner. Azaria ver-
suchte nicht, dem schwer verwun-
deten Mann am Boden medizini-
sche Hilfe zu gewähren. Stattdes-
sen zielte Azaria absichtlich mit sei-
nem Gewehr auf al-Sharifs Kopf,
schoss aus nächster Nähe und
tötete ihn unverzüglich.

Ein Mitarbeiter der Menschen-
rechtsgruppe B’Tselem konnte das
ganze Geschehen mit versteckter
Kamera aufnehmen. Am selben
Tag wurden die Aufnahmen an
israelische und internationale
Medien weitergegeben. Angesichts
dieser eindeutigen Beweislage hat-
ten die Militärautoritäten keine
andere Wahl als Azaria festzuneh-
men und militärgerichtliche Maß-
nahmen gegen ihn einzuleiten –
was sie vielleicht nicht getan hät-
ten, wenn es keine Videoaufnah-
men gegeben hätte.

Dies war keineswegs der erste Fall,
wo ein israelischer Soldat oder
Polizist absichtlich einen unbewaff-
neten oder entwaffneten Gefange-
nen tötete, noch war es der
schlimmste Zwischenfall. Dennoch
markierte die Affäre Azaria einen
verstörenden Präzedenzfall in der
israelischen Geschichte. Nie zuvor
demonstrierte ein so großer Teil der
israelischen Gesellschaft in kom-

pletter und eindeutiger Unterstüt-
zung für einen Soldaten, der einen
unbewaffneten Gefangenen getötet
hatte.

Extrem rechte Gruppen hielten auf-
rührerische Demonstrationen au-
ßerhalb des Militärgerichts ab, als
Azaria dorthin gebracht wurde, und
schrien: „Er ist ein Held! Lasst ihn
frei – tötet die Araber!“ Alarmieren-
der Weise war das kein Randphä-
nomen. Meinungsumfragen zeig-
ten, dass ein Großteil der israeli-
schen Öffentlichkeit – in manchen
Umfragen sogar die Mehrheit –
nichts Falsches in der Tat Azarias
erblickte.

Es nützte nichts, dass der Oberbe-
fehlshaber der Armee und die
gesamte Führung der israelischen
Streitkräfte (IDF) immer wieder
betonten, dass Soldat_innen nur
angesichts einer Bedrohung schie-
ßen dürften, und dass einem ent-
waffneten Gegner kein Schaden
zugefügt werden dürfe; dass Sol-
dat_innen eindeutige Befehle in
diese Richtung bekommen, und ein
Soldat, der dem zuwider handle,
deshalb für seinen Ungehorsam
bestraft werden müsse.

Israelis hegen eine gewohnheits-
mäßige, tiefsitzende Bewunderung
für die bewaffneten Kräfte des Lan-
des und vertrauen normaler Weise
Armeegenerälen mehr als zivilen
Politiker_innen. Aber nicht in die-
sem Fall: Was auch immer die
Generäle sagten, große Teile der
Öffentlichkeit hielten an ihrer ge-
gensätzlichen Meinung fest – z.B.
dass „arabische Terroristen den
Tod verdienen“ und dass
Soldat_innen sie „ohne die Forma-
lität einer Gerichtsverhandlung“
töten könnten und sollten, egal, ob
sie bewaffnet oder unbewaffnet
seien. Außerhalb des Militärge-
richts begann der extrem rechte

Mob mit Spottgesängen gegen das
Oberkommando der IDF und stieß
einige Male Drohungen gegen das
Leben des Generalleutnants Gadi
Eisenkot und andere hochrangige
Offiziere aus.

In der israelischen Friedensbewe-
gung hatten wir unsere eigene
intensive Diskussion. Es gab wel-
che, die für eine eigene starke Prä-
senz vor dem Gerichtsgebäude
eintraten. Andere hielten es für
falsch, wenn der Eindruck entstün-
de, dass ein einzelner junger Mann
verfolgt würde – wie schuldig auch
immer er war – und dass wir diese
Affäre eher als Indiz dafür betrach-
ten sollten, was die lang andauern-
de Besatzung und Unterdrückung
der Palästinenser_innen mit der
israelischen Gesellschaft macht.

Elior Azaria wurde geboren, als
Israels Besatzungsregime über die
Palästinenser_innen bereits drei
Jahrzehnte andauerte – und als er
vor Gericht stand, näherte sich der
50. Jahrestag der Besatzung. Es
gab gute Gründe, Azaria als Bau-
ernopfer in einem viel größeren
Machtspiel zu sehen und nicht
unkritisch die Position des Ober-
kommandos zu unterstützen.
Schließlich waren es die Generäle,
die täglich die Besatzung aufrecht
erhalten, und nicht ein niederer
Offizier in Hebron.

Außerdem war den Generälen
wohl bewusst, dass es mehr als
einige wenige weitere Soldat_innen
gab, die ebenfalls entwaffnete
Gefangene getötet hatten – nur
nicht angesichts einer Kamera. Die
große Publizität der Azaria-Ver-
handlung half ein Bild - weit weg
von den Tatsachen – einer mora-
lisch intakten Armee zu entwerfen,
die ihre Soldat_innen auf hohe Ver-
haltensregeln verpflichtet, und das
Beispiel eines einzelnen „faulen
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Apfels“ zu kreieren.

All dies bringt mich dazu über die
Veränderungen zu reflektieren, die
50 Jahre Besatzung in den öffent-
lichen israelischen Diskurs hinein-
gebracht haben und speziell darü-
ber, wie Israelis die Palästinenser-
_innen wahrnehmen und sich auf
sie beziehen.

Kurz nach dem Ende des Sechsta-
gekrieges 1967 kam ein Buch her-
aus, das damals in der öffentlichen
Meinung in Israel einigen Staub
aufwirbelte. Es hieß „Siah Loha-
mim“ („Gespräche mit den Kämp-
fern“) und enthielt die Zusammen-
fassung ausführlicher Interviews
und Diskussionen mit dutzenden
jungen Soldat_innen, die an den
Kämpfen im Juni 1967 teilgenom-
men hatten.

Eine beträchtliche Zahl der Inter-
viewten – v.a. junge Kibbutzniks,
die damals einen großen Anteil
der IDF-Kampftruppen stellten –
sprach über hässliche Szenen und
Taten, deren Zeug_innen sie
geworden waren oder an denen sie
oft auch selbst beteiligt waren. Vie-
le von ihnen ergingen sich in lang-
dauernden Gewissensprüfungen
und kämpften mit moralischen
Dilemmata in Hinblick darauf, was
sie beobachtet oder woran sie teil-
genommen hatten.

Damals spotteten Mitglieder der
politischen Linken über solche
Gewissensprüfungen nach dem
Ende eines Krieges, indem sie den
Ausdruck „Yorim Ubochim“ („Dieje-
nigen, die schießen und dann eine
Träne vergießen“) dafür prägten.
Dennoch stehen diese Kämpfer-
_innen der 1967er Generation, die
sich mit moralischen Dilemmata
und Schuldgefühlen herumschlu-
gen, positiv da im Vergleich mit
späteren Kampftruppen, die als
„diejenigen, die schießen und
danach lachen“ charakterisiert wer-
den können.

„Wenn die Bombe ausgeklinkt wird,

fühle ich einen leichten Stoß gegen
den Flügel des Flugzeugs. Nicht
mehr.“ So kommentierte Dan
Halutz, Kommandeur der israeli-
schen Luftwaffe und späterer Ober-
befehlshaber der Armee, die Bom-
bardierung Gazas 2002, als eine
Ein-Tonnen-Bombe abgeworfen
wurde, um Salah Shehade, einen
Führer der Hamas, zu töten – und
die schließlich 14 Zivilist_innen im
selben Gebäude das Leben koste-
te. Halutz weigerte sich, irgendwie
Bedauern oder Reue auszudrük-
ken. „Ein leichter Stoß am Flügel“,
ein symbolischer Satz für die voll-
kommene und gefühllose Missach-
tung sämtlicher moralischer Beden-
ken, kam gleichzeitig mit der oft
wiederholten, scheinheiligen Versi-
cherung, dass „die IDF die mora-
lischste Armee der Welt“ sei, in den
öffentlichen israelischen Diskurs.

All dies kann auf den zersetzenden
Einfluss von 50 Jahren Besatzung
zurückverfolgt werden. Es sind nun
mehr als 40 Jahre seit dem Jom-
Kippur-Krieg vergangen, als Israels
Streitkräfte letztmals an einem
„klassischen“ Krieg Armee gegen
Armee beteiligt waren. Keine_r der
Soldat_innen und Offizier_innen,
die jetzt dienen, hat daran teilge-
nommen. Seit damals hat Israel mit
einigen arabischen Ländern Frie-
den geschlossen (Ägypten und Jor-
danien), während andere zerfielen
und ihre Armeen mit ihnen (Irak,
Syrien und Libyen). Die israelische
Armee blieb zurück mit der Haupt-
aufgabe, die Militärherrschaft über
eine widerspenstige Bevölkerung
unter Besatzung aufrecht zu erhal-
ten, die immer wieder in eine
umfassende Rebellion ausbricht.
Die Aufgaben israelischer Soldat-
_innen bestehen in erster Linie in
der „Wiederherstellung der Ord-
nung“, indem sie mit Gewalt palä-
stinensische Demonstrationen und
Proteste zerstreuen, und in der
Gefangennahme oder der Ermor-
dung verschiedener Terrorist_in-
nen/Guerillas/Freiheitskämpfer_inn

en (oder wie immer sie genannt
werden mögen).

Dazu kommt noch die Rolle der
Armee als Ermöglicher oder
Beschützer der Siedlungstätigkeit
im Westjordanland. Es ist die
Armee, die Parzellen des Landes
zum „Staatsland“ erklärt und sie an
die Siedler_innen übergibt. Es sind
Soldat_innen, die die Dekrete
umsetzen, die Wache stehen,
wenn das umstrittene Land zu
einer „militärischen Sperrzone“
erklärt wird, und die Tränengasgra-
naten auf Palästinenser_innen
schießen, die sich bis dato als
Eigentümer_innen des Landes
gesehen hatten. Und wenn die
neue Siedlung fertig gestellt ist,
stehen Soldat_innen Tag und
Nacht Wache an ihrem Zaun. Wann
immer es zu einer Konfrontation
zwischen Siedler_innen und Palä-
stinenser_innen kommt, werden
Soldat_innen instruiert zunächst
den Siedler_innen beizustehen und
erst danach zu untersuchen, wor-
um es bei dem Streit gegangen ist.

Die modernen Held_innen, zu
denen neue israelische Rekrut-
_innen aufschauen und denen sie
nacheifern sollen, sind meist sol-
che, die im Kampf gegen „palästi-
nensische Terrorist_innen“ der
einen oder anderen Art gefallen
sind. Und diese massive Indoktri-
nation verschwindet nicht einfach
nach dem obligatorischen dreijähri-
gen Militärdienst, die Einstellungen
und Meinungen, die während des
Militärdienstes erworben wurden,
begleiten einen Menschen oft auch
ins zivile Leben.

Wie Hoffnung 
in Bitterkeit umschlug

Es gab eine große Gelegenheit
Israels Verhältnis zu den Palästi-
nenser_innen fundamental zu ver-
ändern, die Feindbilder zu durch-
brechen und die Feindschaft selbst
zu beenden. Sie wurde vollkom-
men verpasst und hat sogar die
Sache schlechter gemacht. Im
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September 1993 schüttelten sich
der israelische Premierminister Jit-
zak Rabin und der PLO-Führer
Jasser Arafat am Rasen des Wei-
ßen Hauses die Hände und unter-
zeichneten ein Abkommen, das
zum Frieden führen sollte (und das
manche irrtümlich als Friedensab-
kommen selbst betrachteten). Zu
dieser Zeit gab es einen Schwall an
Unterstützung für den Frieden
sowohl in der israelischen wie in
der palästinensischen Gesell-
schaft – von dem heute nur noch
eine traurige Erinnerung übrig
geblieben ist.

Es bräuchte einen eigenen länge-
ren Artikel um im Detail zu analy-
sieren, wie und warum der Oslo-
Friedensprozess scheiterte. So soll
hier lediglich gesagt werden,
dass Oslo eine Übergangsperiode
von begrenzter palästinensischer
Selbstregierung vorsah, beginnend
1994 und endend 1999, an deren
Ende ein umfassendes Überein-
kommen stehen sollte. Die Palästi-
nenser_innen nahmen an, dass
dieses umfassende Abkommen ein
Ende der Besatzung und die Schaf-
fung eines unabhängigen palästi-

nensischen Staates beinhalten
würde; die Israelis erwarteten ein
vollkommenes Ende sämtlicher
Manifestationen von Feindschaft
der Palästinenser_innen und Ara-
ber_innen gegenüber Israel.

Das wäre wahr geworden oder
auch nicht, wenn Premierminister
Rabin nicht ermordet worden wäre.
Jedenfalls gab es nie ein umfas-
sendes Abkommen, die „Zwi-
schen“lösung, die 1999 zu Ende
hätte gehen sollen, dauert 2017
noch immer an und zumindest die
gegenwärtige Regierung Israels
hat nicht die Absicht, das jemals zu
ändern.

Statt eines unabhängigen Staates
sitzen die Palästinenser_innen mit
einer fast vollkommen machtlosen
Palästinensischen Autorität fest,
mit einer militärischen Besatzung,
die mit aller Strenge aufrecht erhal-
ten wird, mit Siedlungen, die sich
auf Kosten palästinensischen Lan-
des fortwährend ausbreiten und mit
einer eisernen Belagerung, die die
Wirtschaft und das soziale Leben
im Gazastreifen im Würgegriff hält.
Statt Frieden zu erreichen, werden
Israelis mit intensiver Feindseligkeit

der besetzten palästinensischen
Bevölkerung konfrontiert, die bei
Gelegenheit in tödliche Gewalt
ausbricht und die zunehmend reli-
giöse Themen aufgreift und sich mit
islamischem Radikalismus ver-
mischt.

Wenn überhaupt, erinnert man sich
heutzutage an den Handschlag von
Rabin und Arafat, der so viel Hoff-
nung auslöste, als Akt der Täu-
schung und Niedertracht. D.h.
sowohl Israelis wie Palästinenser-
_innen denken daran als Abbild der
Täuschung und Niedertracht der
anderen Seite. „Wir wollten mit
ihnen Frieden schließen. Wir haben
es versucht, wir haben so viele
Anstrengungen unternommen, so
viele Zugeständnisse gemacht.
Aber es war alles umsonst. Sie wol-
len keinen Frieden, sie wollen uns
nur umbringen und unser Land
stehlen.“ So würde wahrscheinlich
ein durchschnittlicher Israeli wie
Palästinenser die letzten zwanzig
Jahre zusammenfassen.

Die Schaffung und Ausarbeitung
von monströsen Feindbildern ist
Teil der Kriegsführung. Die meisten
Menschen haben eine grundsätzli-
che Abneigung andere zu töten.
Um solche Skrupel wirkungsvoll zu
überwinden und sich am organi-
sierten Töten anderer zu beteiligen,
müssen Menschen eine Art von
Rechtfertigung finden, einen Weg
sich selbst zu überzeugen, dass
„wir“ die Guten und „sie“ die Bösen
sind, dass sie gräßliche Menschen
sind, die gräßliche Dinge tun, wäh-
rend wir gute und gerechte Men-
schen sind, die Gutes tun – und
deshalb ist es richtig, dass wir sie
umbringen, während es komplett
falsch von ihnen ist uns zu töten.

Diese Schaffung von Feindbildern
war immer eine Notwendigkeit des
Krieges. Ob mit Pfeil und Bogen
oder mit Interkontinentalraketen
gekämpft wird, das Feindbild ist die
unverzichtbare Munition des Krie-
ges. Israel ist sicherlich keine Aus-
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nahme. Israelis akzeptieren groß-
teils Netanjahus Version: Friede mit
den Palästinenser_innen ist un-
möglich; sie versuchen sich das
ganze Land zwischen Mittelmeer
und Jordan einzuverleiben und sie
werden niemals einen jüdischen
Staat, in welchen Grenzen auch
immer, akzeptieren; Manifestatio-
nen palästinensischer Gewalt sind
nur Teil einer weltweiten „islami-
schen Terrorwelle“, ohne Unter-
schied zu den Attacken in Paris,
Manchester oder Barcelona; darum
nützt es überhaupt nichts Land auf-
zugeben, und die evakuierten Ge-
biete würden einfach dafür genützt
Raketen auf israelische Städte
abzufeuern.

Diese Sicht der Situation führt
dazu, den Konflikt als Überlebens-
sache zu betrachten – „entweder
wir oder sie“. Und natürlich können
Menschen, die sich im Kampf ums
Überleben wähnen, abgestumpfter
und skrupelloser werden. Obwohl
Israel die stärkste Armee im Nahen
Osten (und eine der stärksten der
Welt) besitzt, rufen Israelis oft Bil-
der vom Holocaust, von Gaskam-
mern und Krematorien wach. Jun-
ge Palästinenser_innen, die versu-
chen Israelis zu erstechen (und in
den meisten Fällen getötet werden,
bevor sie auch nur in die Nähe
eines israelischen Soldaten kom-
men), werden zu Vorbot_innen von
„fanatischen Horden, die uns alle
schlachten wollen“ überhöht.

Ist Unterdrückung feministisch?

Eine der bedeutsamsten Auswir-
kungen der Schaffung von Feindbil-
dern betrifft junge israelische Frau-
en. Schon bei seiner Gründung
hatte Israel die Wehrpflicht für
Frauen eingeführt, aber bis in die
1990er Jahre waren die meisten
weiblichen Soldatinnen einfach
Sekretärinnen in Uniform. In den
letzten zehn Jahren jedoch unter-
nehmen die israelischen Streit-
kräfte beachtliche Anstrengungen
weibliche Soldatinnen in Frontdien-

ste zu involvieren – was in heraus-
ragender Weise die Beteiligung an
der Aufrechterhaltung der Militär-
herrschaft über die Palästinenser-
_innen einschließt. In der soge-
nannten Grenzwache – militarisier-
te Polizeikräfte, die die alltägliche
Routine der Besatzung aufrecht
erhalten – stellen sie bereits mehr
als ein Drittel der Truppen, und ihr
Anteil steigt jährlich.

Zwei weibliche Grenzpolizistinnen
wurden bei Zwischenfällen am
Damaskustor in der Altstadt Jeru-
salems – einem ewigen Unruhe-
herd – getötet. In den wichtigsten
Medien wird eine massive Propa-
gandakampagne geführt, diese bei-
den gefallenen Soldatinnen zu bei-
spiellosen Heldinnen zu machen,
zu Vorbildern, denen junge israeli-
sche Frauen nacheifern sollten.
Der Dienst in der Grenzpolizei und
der „Kampf gegen die arabischen
Terrorist_innen“ wird als neue Form
der „Ermächtigung von Frauen“
dargestellt.

Die Propaganda ist effektiv, und
eine beträchtliche Zahl junger
Frauen wird tatsächlich dazu verlei-
tet die Reihen der Grenzwache auf-
zufüllen. Aber es gibt ebenfalls eine
wachsende Zahl junger Israelin-
nen, die diese Form von „Femi-
nismus“ und „Empowerment“ rund-
weg ablehnen und ihre totale
Ablehnung erklären, in einer Besat-
zungsarmee zu dienen und an der
Unterdrückung von Millionen palä-
stinensischer Männer und Frauen
teilzuhaben.

Solche Verweigererinnen sind mit
der normalen Routine konfrontiert,
die die israelische Armee anwen-
det – einberufen zu werden, ihre
Verweigerung zu erklären, einen
Monat ins Gefängnis gesteckt zu
werden, dann entlassen und wie-
der einberufen zu werden und
einen weiteren Monat hinter Gittern
zu verbringen usw. Irgendwann
wird die Armee dann der Sache
überdrüssig und lässt sie gehen –

aber man kann nie wissen, wann
das sein wird.

Während ich diesen Artikel schrei-
be, nehmen die beiden bisher letz-
ten Verweigererinnen – Noa Gur
Golan und Hadas Tal – gerade die-
sen Prozess wiederholter Inhaftie-
rung, mit offenem Ende, auf sich.
„Ich weiß, dass meine Verweige-
rung, für sich genommen, die
Besatzung nicht beenden wird“,
sagte die 18jährige Hadas Tal am
Abend, als sie ihre Gefängnisstrafe
antrat. „Ich verweigere, weil es
wichtig ist, dieses unterdrückeri-
sche System nicht andauern zu
lassen ohne dagegen Widerstand
zu leisten, um so Bewusstsein zu
schaffen und eine öffentliche
Diskussion zu initiieren.“

Solange die israelische Gesell-
schaft solche jungen Menschen
hervorbringen kann, ist die Hoff-
nung noch nicht verloren.

Adam Keller, geboren 1955, stu-
dierte Geschichte an der Univer-
sität Tel Aviv, verweigererte in den
1980er Jahren den Militärdienst in
den besetzten Gebieten und ist Mit-
begründer und Sprecher der israe-
lischen Friedensbewegung Gush
Shalom („Friedensblock“). Die
Email-Aussendungen von Gush
Shalom (Englisch) können unter
info@gush-shalom.org bestellt
werden („Subscribe“ im Betreff).
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Das Umfeld in Palästina und
die palästinensische Gesell-
schaft funktionieren  wie ein

Schwamm: sie saugen die Energie
auf und verändern sich infolgedes-
sen. Die gegenwärtige Realität im
Westjordanland und im Gazastrei-
fen ist traurig und scheinbar hoff-
nungslos, während die Enteignung
von Land voran schreitet und Sied-
lungen sich ausbreiten und die ver-
bliebenen palästinensischen Ge-
biete einkreisen. Wasserknappheit
ist wie eine fortgesetzte, weitver-
breitete Epidemie, unter der die
palästinensischen Leute leiden.
Behinderungen der Bewegungsfrei-
heit nehmen zu und werden in brei-
tem Ausmaß von der israelischen
Besatzung und ihren ungerechten
Politiken und Praktiken kontrolliert.
Neben vielen anderen Faktoren
beeinflussen diese Realitäten die
palästinensische Gesellschaft und
Umgebung und machen dadurch
eine schwierige Situation zu einer
kaum ertragbaren.

Das fortwährende Schweigen west-
licher und anderer einflussreicher
Regierungen hat fortgesetzte unge-
rechte Praktiken der israelischen
Regierung gegen das palästinensi-
sche Land und Volk zugelassen.
Die Errichtung von Siedlungen ist
im Zeitraum von April 2016 bis
März 2017 um über 70% gegenü-
ber dem gleichen Zeitraum ein Jahr
zuvor gestiegen, was die höchste
Steigerungsrate seit 1992 bedeutet.
Diese illegalen Handlungen und
diese Politik werden begleitet von
der Vertreibung von Palästinen-
ser_innen und ignorieren ihr Recht
auf ihr Eigentum. Menschenrechts-
verletzungen gegenüber Palästi-
nenser_innen setzen sich in über-
mäßig hohen Verurteilungsraten
durch die Besatzungsmacht und
ihre Politik fort. Israels Übernahme
einer abscheulichen Politik von sei-

nem Vorgänger, dem britischen
Mandat, die festlegt, dass jede_r
Palästinenser_in schuldig ist, bis
die Unschuld bewiesen ist, hat
Israel die falsche legale Rechtferti-
gung dafür gegeben, palästinensi-
sche Kinder und Erwachsene für
eine Zeit von sechs Monaten in
Administrativhaft festzuhalten, die
im Namen der Sicherheit verlängert
werden kann. Das hat dazu geführt,
dass schon über eine Million Palä-
stinenser_innen in Haft waren, das
heißt einer von drei männlichen
Palästinensern war schon im
Gefängnis – Tendenz steigend. In
vielen Fällen werden sie festgehal-
ten ohne das Recht auf juristischen
Beistand, ohne formelle Anklage
und ohne je vor ein Gericht gestellt
zu werden. Das hat eine Atmosphä-
re ohne Rechenschaftspflicht ge-
schaffen, in der Misshandlungen
und Folter im Gefängnis und in den
Administrativhaftzentren weit ver-
breitet sind, ohne jede legale öffent-
liche oder sichtbare Möglichkeit der
Beschwerde.

Die schwache und unzureichende
palästinensische Wirtschaft wächst,
aber mit einer so niedrigen Rate,
dass sie eine Gravitationskraft in
Richtung Armut und Unsicherheit
entwickelt. Das letzte jährliche
Durchschnitts-BSP per Kopf wird
auf 2465,10 USD geschätzt, wäh-
rend direkt über der Grenze das
israelische Durchschnitts-Prokopf-
einkommen bei 32.612,70 USD
liegt. Diese extreme Ungleichheit
wird noch zugespitzt durch die
gegenseitige Abhängigkeit der bei-
den Territorien voneinander und tritt
am deutlichsten in der Kaufkraft
beider Seiten zutage. Auf Grundla-
ge eines Berichts der Vereinten
Nationen von 2016 waren 55% der
palästinensischen Importe israeli-
sche Güter, während umgekehrt
nur 3% der israelischen Importe

aus Palästina kamen. Die Kosten
für Wasser sind im Durchschnitt für
Palästinenser_innen drei Mal höher
als für Israelis. Die Ungleichheit
wird noch durch das Faktum unter-
strichen, dass der Durchnittsver-
brauch von Wasser bei Palästinen-
ser_innen bei 72 Liter pro Kopf und
Tag liegt, während ein durchschnitt-
licher Israeli 300 Liter täglich ver-
braucht (lt. Palästinensischer Was-
serbehörde). Mit vielen anderen
Faktoren zusammen hat dies zu
einem großen Zuwachs der Zahl
palästinensischer Arbeitskräfte in
Israel und den Siedlungen im
Westjordanland geführt. Ungefähr
92.000 Palästinenser_innen arbei-
teten gemäß einem Bericht der
Bank von Israel (2014) für israeli-
sche Unternehmen, davon ca. ein
Drittel in illegalen Siedlungen. Die-
se Palästinenser_innen sind ge-
zwungen in den Institutionen zu
arbeiten, die Palästinas Fähigkeit
weiter mindern, einen nachhaltigen,
funktionierenden und geografisch
zusammenhängenden palästinen-
sischen Staat in zwei Territorien zu
schaffen. Diese Zahl wird von
anderen Organisationen sogar
noch weit höher, in der Nähe von
200.000, geschätzt, und sie nimmt
durch die fortgesetzte Fragmentie-
rung von Land und die Behinderun-
gen an den Grenzen weiter zu, was
das ökonomische Wachstum und
die Entwicklung Palästinas ein-
schränkt.

Die häusliche Gewaltrate liegt bei
über 30% der Bevölkerung, die
schon mindestens unter einer Art
von Gewalt und Missbrauch gelitten
haben, gemäß der Gewaltstudie
des palästinensischen zentralen
Büros für Statistik. Am meisten
betroffen von dieser Gewalt sind
Jugendliche, Kinder und Frauen.
Dabei handelt es sich um die ver-
wundbarsten Gruppen der Gesell-
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schaft, die in großem Ausmaß unter
psychologischem, ökonomischem
und physischem Missbrauch lei-
den. Diese Gewalt korreliert mit
wirtschaftlicher Unsicherheit und
geografischer Nähe zu den Gebie-
ten, die am meisten von Men-
schenrechtsverletzungen durch die
israelische Besatzung betroffen
sind. Diese Realität hat zu Hoff-
nungslosigkeit geführt. Eine Studie
des statistischen Zentralbüros von
2015 zeigt, dass 24% der palästi-
nensischen Jugendlichen dauer-
haft in ein anderes Land auswan-
dern wollen, während 63% das
zumindest für eine gewisse Zeit
möchten. Anders gesagt, nur
knapp 13% der Jugendlichen in
den besetzten Gebieten wollen
bleiben. Durch die sozialen Medien
können unsere Jugendlichen ein
Leben kennenlernen, von dem sie
nur träumen konnten: gut bezahlte
Arbeit, Bewegungsfreiheit, das
Recht auf ausreichend Wasser,
Erziehung und Gesundheitsversor-
gung, Menschenrechtsschutz und
Sicherheit. Sie nehmen wahr, dass
die Regierungen anderer Länder
ihren Bürger_innen diesen Luxus
verschaffen, den die meisten Palä-
stinenser_innen nicht kennen und
niemals kannten. Das hat viele
dazu veranlasst nachzudenken,
welche Zukunft mit solch hoff-
nungslosen Statistiken erreichbar
ist.

Die Palästinenser_innen leiden
unter einer sich beschleunigenden
Gewaltspirale, die in Häufigkeit und
Risiko zunimmt. In einer Umge-
bung, in der die Besatzer_innen
und Unterdrücker_innen direkte
und missbräuchliche Kontrolle über
unsere Realität haben, erleben wir
ein Wachstum des Verlangens
nach Kontrolle und Macht, das sich
in einem Anstieg der Radikalisie-
rung und des Extremismus aus-
drückt. Diese Veränderung passiert
nicht notwendig in Form körper-
licher Gewalt, sondern zeigt sich oft
in Veränderungen in den Einstel-

lungen und der Offenheit der Leute.
Religiöses Eiferertum steigt an,
und mit ihm die Verbreitung von
oppressiven Interpretationen der
heiligen Schriften und die falsche
Beschwörung einer palästinensi-
schen Identität, die sich durch
übertriebenes Patriarchat und Kon-
servativismus präsentiert. Als
Ergebnis davon haben wir gese-
hen, wie die normale Bevölkerung
in Gegenden, wo nichts zur Vorsor-
ge dagegen unternommen wurde,
zurückgefallen ist in die Übernah-
me von restriktiven Zugängen und
Haltungen gegenüber Säkula-
rismus, Sexualität und Geschlecht,
vornehmlich in Bezug auf Frauen.
In gewisser Weise haben wir erfolg-
reich die Reise zurück in einen
überkommenen Daseinszustand
zurückgelegt. Bei vielen fehlt jede
Hoffnung, aber sie ist nicht völlig
verschwunden.

Wi’am, das Palästinensische
Konflikt-Transformations-Zentrum,
arbeitet mit der Anwendung von
Sulha (einer traditionelle Form der
Konfliktmediation und ihrer Verbin-
dung mit westlichen Vermittlungs-
modellen) fortwährend an der Ver-
besserung der palästinensischen
Gesellschaft und der Schaffung
einer gewissenhafteren Generation
junger Menschen, die der Gerech-
tigkeit und der Auslöschung aller
Formen von Unterdrückung ver-
pflichtet sind, durch die kreative
Anwendung von Gewaltfreiheit.
Durch Konfliktmediation und
–transformation innerhalb der palä-
stinensischen Gesellschaft unter-
scheidet Wi’am zwischen den
Taten und den Täter_innen, verbin-
det Opfer und Täter_innen mitein-
ander und führt sie dazu, die
Menschlichkeit der jeweils anderen
anzuerkennen. Das Programm
arbeitet mit den Starken und den
Schwachen zur Überwindung von
strafender Gerechtigkeit, und
spricht stattdessen begangene
Fehler mittels restorativer (wieder-
herstellender) Gerechtigkeit an,

wodurch jedes Mitglied die Gele-
genheit bekommt, wieder mit der
Gemeinschaft, der Gruppe und
dem Individuum, dem er/sie Böses
angetan hat, in Verbindung zu tre-
ten und so eine positive, ausbalan-
cierte Umgebung zu schaffen.
Durch diese Arbeit und die Beharr-
lichkeit unserer Gemeinschaft
schaffen wir es, neue Hoffnung
auszugraben und wachsen zu las-
sen und eine bessere Gemein-
schaft für alle zu formen, in der jede
Person ihre Würde, ihre Rechte
und ihre Fähigkeit, die eigene
Aggression und die Fehler zu
berichtigen, zugesprochen erhält.
Durch unsere Arbeit werden wir
fähig, die erlittene Unterdrückung
anzusprechen und mit vereinter
Stimme Ungerechtigkeit umzufor-
men in eine Gelegenheit für unsere
Gemeinschaften und Individuen,
sich wieder miteinander zu verbin-
den und uns selbst und unsere
Aktionen der restorativen Gerech-
tigkeit und dem Mitgefühl zu ver-
pflichten. Gemeinschaftliche Ver-
antwortung wird so wiedergeboren
und eine Brücke gebaut durch har-
te Arbeit, durch schmerzliche
Erinnerungen und durch hoffnungs-
volles Lehren von Liebe, Erbarmen
und Gerechtigkeit, die uns alle in
ein besseres Morgen führt.

Tarek al-Zoughbi ist Koordinator des
Jugend- und Advocacy-Programms
bei Wi’am, dem Palästinensischen
Konflikt-Transformations-Zentrums,
einem Mitglied des Internationalen
Versöhnungsbundes.
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Logo von Wi’am



Die Jahre der Besatzung und
der anhaltende Zustand,
dass das eine Volk über das

andere herrscht, haben ihnen
einen untragbar hohen Preis abver-
langt.

Die Anzeige der linksradikalen
Bewegung „Matzpen“, die direkt
nach dem Sechstagekrieg veröf-
fentlicht wurde, endete mit einer
wunderbaren Vision der Zukunft:
„Unser Recht darauf uns vor der
Vernichtung zu schützen, gibt uns
nicht das Recht andere zu unter-
drücken. Auf Besatzung folgt
Fremdherrschaft. Auf Fremdherr-
schaft folgt Widerstand. Auf Wider-
stand folgt Unterdrückung. Auf
Unterdrückung folgt Terrorismus
und Terrorbekämpfung. Die Opfer
des Terrorismus sind meist un-
schuldige Menschen und das Fest-
halten an den besetzten Gebieten
macht uns zu einer Nation von Mör-
dern und  Mordopfern. Lasst uns
die besetzten Gebiete sofort ver-
lassen.“ (Haaretz, 22.9.1967)

Und es ist wahr, der sichtbarste
und schmerzhafteste Preis, der für
die Besatzung gezahlt wird, sowohl
von Seiten der Besatzer und Be-
satzerinnen als auch der Besetz-
ten, ist der Verlust. Der plötzliche
und gewaltsame Tod eines/einer
nahen Verwandten ist eine direkte
Folge des Konflikts. Der Verlust
und die heftigen Gefühle, die damit
verbunden sind, erzeugen einen
endlosen Kreis des Blutes. Jede
Seite ist unter ihren Opfern begra-
ben, jede Seite ist blind für den
Schmerz der anderen, jede Minute
wird ein weiterer Tropfen dem Blut-
strom hinzugefügt. Du tötest mir
einen der Meinen, ich töte zehn
Deinige, und so weiter, wie in
einem Bandenkrieg, wie die Mafia-
bosse für ihre Ehre und Interessen
kämpfen.

Die Art und Weise, wie beide
Seiten den Verlust für politische
Zwecke gebrauchen, wurde immer
kultivierter und effizienter. Beide
Völker erschufen raffinierte Syste-
me der Gehirnwäsche, die den Pro-
zess einer Sozialisation, die jünge-
re Generationen zu einer Opferbe-
reitschaft ohne Limit erzieht, stärkt.
Das passiert durch ein Verschleiern
der anderen Seite und ihre Ver-
wandlung in ein Monster. Betroffen
sind Wissenschaft, Literatur, Poe-
sie, Medien, Häuser, Jugendbewe-
gungen, Textbücher und Schulen.
In der jüdischen Kultur, wie auch in
der muslimischen und christlichen,
gibt es eine besondere Hochach-
tung vor Märtyrer_innen. Diese
uralte Tradition wurde dem moder-
nen Nationalismus einverleibt.
Wenn also der Sohn am Altar der
Verteidigung des Heimatlandes
stirbt, erhalten er und seine Familie
umgehend Unterstützung und
Respekt: Lieder, Filme und Bücher
verherrlichen und glorifizieren Hel-
dentum und Opfer.

Verlust bringt ein Meer an Emotio-
nen mit sich – Wut, Rage, Frustra-
tion und Hass. Die Frage ist, was
man mit diesem Meer an Emotio-
nen tun soll? Was macht man mit
der Intensivität des Schmerzes, die

die Charakteristiken von Atomkraft
aufweist. Nutzen wir diese un-
glaubliche Kraft um anderen Men-
schen Zerstörung, Tod und Dunkel-
heit zu bringen – in einem endlosen
Kreis des Blutvergießens, oder ver-
suchen wir sie zu nutzen um die
Zustände ans Licht zu bringen und
Risse in die Mauer aus Hass und
Blut zu schlagen? Weigern wir uns
weiterhin den exorbitanten Preis zu
zahlen?

Als die Brutalität der Besatzung
immer weiter wuchs und ihre Opfer
anstiegen, begannen immer mehr
palästinensische und israelische
Familien die Unantastbarkeit des
bewaffneten Kampfes und seinen
Zweck zu hinterfragen. Im öffent-
lichen Diskurs auf beiden Seiten
hörte man neue Stimmen von
Eltern, die einen Verlust erlitten
hatten, sich weigerten ihr Schicksal
zu akzeptieren und sich dafür ent-
schieden die Katastrophe, die
ihnen geschehen war, als Hebel für
Veränderung zu sehen. Familen,
die sich weigerten für die Fortset-
zung des Kampfes geopfert zu wer-
den, entschlossen sich ihren Ver-
lust als Basis für Versöhnung und
Frieden zu nutzen um so weitere
Familien vor diesem furchtbaren
Schicksal zu schützen.
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Verlust
von Bassam Aramin und Rami Elhanan

Mitglieder des Palestinian-Israeli Bereaved 
Families Forum bei einem Marsch
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Mehr als 600 solcher Familien,
Opfer von Terror und Krieg, schlos-
sen sich zum „Palestinian-Israeli
Bereaved Families Forum for Pea-
ce and Reconciliation“ (dt.: Palästi-
nensisch-Israelisches Forum trau-
ernder Familien für Frieden und
Versöhnung“) zusammen. Das ist
wirklich etwas Seltenes und Beson-
deres in einer Realität, in der es nur
Momente der Hoffnung neben
einem Abgrund der Verzweiflung
gibt. In der Geschichte von Kriegen
zwischen Nationen ist es ein fast
noch nie dagewesenes Beispiel
des Willens jener, die den Preis
gezahlt haben einander zu akzep-
tieren – auf beiden Seiten der Bar-
rikade. Im Verlauf der Kämpfe, trotz
des natürlichen und menschlichen
Verlangens nach Rache und Ver-
geltung, richtet sich der Blick in die
Zukunft, nicht in die Vergangenheit.
Die Opfer selbst versuchen ein für
alle Mal den Kreislauf der Gewalt
zu durchbrechen, und wir lehnen
die Besatzung ab und glauben,
dass es möglich ist den Konflikt
durch den Dialog zu lösen.

Wir, die Autoren dieser Zeilen, zahl-
ten den tragischen Preis der Besat-
zung: Bassam Aramin verbrachte
sieben Jahre seines Lebens in
israelischen Gefängnissen. Rami
Elhanan war Soldat der IDF und
kämpfte in drei Kriegen. Abir, Bas-
sams Tochter, wurde im Alter von
10 Jahren am Dienstag, den 16.
Jänner 2007, von einem Soldaten
der Grenzpolizei in den Kopf
geschossen. Smadar, Ramis 14
Jahre alte Tochter, wurde von
einem palästinensischen Selbst-
mordattentäter am 4. September
1997 getötet. Wir beide sind Mit-
glieder im Israeli-Palestinian Bere-
aved Families Forum. Wir beide
widmen unser Leben dem Auftrag
unsere persönliche Geschichte mit
jungen Menschen, Palästinenser-
_innen und Israelis, zu teilen um zu
erklären, dass wir nicht schicksals-
ergeben sein müssen und dass
man nicht für immer mit dem
Schwert in der Hand leben muss.

Zur Organisation:

Mitglieder des Palestinian-Israeli
Bereaved Families Forum for Pea-
ce and Reconciliation („Parents Cir-
cle”) arbeiten mit Schulklassen in
Israel und Palästina, erarbeiten
gemeinsam die „Geschichten bei-
der Seiten”, sowie ein „Versöh-
nungspapier”, das Eingang in
zukünftige politische Friedensab-
kommen finden soll. Darüber hin-
aus gibt es auch aktive Jugend-
und Frauengruppen, sowie Bemü-
hungen online Kontakt mit der
anderen Seite aufzunehmen (inklu-
sive Übersetzung).

Mehr Information unter:
http://www.theparentscircle.com
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AKTIV SEIN 
IM VERSÖHNUNGSBUND!

• MITGLIED WERDEN! – Als Mitglied beim Internationalen Versöh-
nungsbund, österreichischer Zweig, setzt du ein Zeichen für die
Gewaltfreiheit. Du bekommst am Anfang des Jahres unseren Jahresbe-
richt und vierteljährlich unsere Zeitschrift „Spinnrad" zugesandt. Außerdem
halten wir dich durch unseren monatlichen Email-Newsletter sowie durch
Veranstaltungstipps auf dem Laufenden, damit du immer weißt, was bei
uns im Moment los ist        (Mitgliedsbeitrag: €45, ermäßigt: €30 pro Jahr).

� Bist du noch kein Mitglied?
Unter http://www.versoehnungsbund.at/mitglied-werden/ kannst du das
ändern!
� Du bist bereits Mitglied? Vielleicht kennst du ja Menschen, die eben-
falls an Gewaltfreiheit interessiert sind und beim VB Mitglied werden oder
das „Spinnrad" abonnieren wollen!

• SPENDEN! - Eine Spende ermöglicht unsere Arbeit für Frieden,
Gerechtigkeit und Menschenrechte! Als unabhängiger Verein wird die
Arbeit des Versöhnungsbundes zum größten Teil durch Beiträge und Spen-
den unserer Mitglieder, Förderer und Förderinnen finanziert, dabei zählt
jeder Beitrag (Kontoinformationen können dem beiliegenden Zahlschein
entnommen werden)!

• Möglichkeiten zur freiwilligen MITARBEIT! - Wir freuen uns immer über
Menschen, die sich mit ihren Interessen und Fähigkeiten bei uns einbrin-
gen wollen. Wir freuen uns über helfende Hände – auch wenn die Mitarbeit
nur gelegentlich stattfindet. Nähere Auskünfte dazu geben wir gerne auf
Anfrage!

E-mail: office@versoehnungsbund.at Tel.: 01 - 408 5332

Rami Elhanan und Bassam Aram



Das Brummen des Hub-
schraubers wird lauter, auch
wenn man ihn am klaren

Himmel immer noch nicht sehen
kann. Nyakuony hält angespannt
meine Hand. Neun Jahre sind ver-
gangen, seit sie ihren 84-jährigen
Ehemann Kun Padiet das letzte
Mal gesehen hat. Über drei davon
hat sie nicht gewusst, ob er noch
am Leben oder dem Bürgerkrieg im
Südsudan zum Opfer gefallen ist. 

Kurze Zeit der Hoffnung 
für den jüngsten Staat der Welt

Kun Padiet und Nyakuony sind nur
eine von unzähligen Familien, die
aufgrund des Konflikts im Südsu-
dan auf unerwartete Weise den
Kontakt zueinander verloren ha-
ben. 2011, als das Land nach Jahr-
zehnten des Krieges seine Unab-
hängigkeit vom Sudan erlangte,
war die lokale Bevölkerung noch
euphorisch und hoffte auf ein fried-
liches Zusammenleben aller Volks-
gruppen im neu gegründeten Staat.
Etwas über fünf Jahre später ist
nicht mehr viel von dieser anfäng-
lichen Euphorie zu spüren. Die
Menschen im Südsudan wirken
heute resigniert. Viele von ihnen
kennen ihre Heimat Zeit ihres
Lebens nur im Kriegszustand. Im
Dezember 2013 überwarf sich die
junge Regierung und ein Bürger-
krieg zwischen den unterschied-
lichen Volksgruppen des Landes
entflammte. 

Seit damals haben viele tausende
Menschen ihr Leben verloren. Es
gibt nur vage Schätzungen über die
konkreten Opferzahlen des Krie-
ges. Auch wenn es seit 2013 immer
wieder Bemühungen zur Beilegung
des Konfliktes gab, sind die Gräben
zwischen den unterschiedlichen
Konfliktparteien bis heute sehr tief.
Über zwei Millionen Personen sind
bereits ins Ausland geflüchtet oder

leben in einem der zahlreichen
Flüchtlingslager in den Nachbarlän-
dern Uganda, Kenia und Äthiopien. 

Den Menschen, die im Land geblie-
ben sind, fehlt es am Notwendig-
sten. Sie leiden an Hunger, haben
unzureichend Zugang zu sauberem
Trinkwasser und die medizinische
Versorgung für die lokale Bevölke-
rung ist quasi inexistent - um nur
einige der Herausforderungen zu
nennen, denen die Südsudanesin-
nen und Südsudanesen täglich
gegenüberstehen. Erschwerend
hinzu kommt noch, dass aufgrund
des nun schon seit über drei Jah-
ren andauernden Konflikts die loka-
le Wirtschaft fast vollständig zu-
sammengebrochen und die Infla-
tion so hoch ist, dass sich die Men-
schen grundlegende Waren und
Güter nicht mehr leisten können. 

Getrennt durch den Krieg

Als die Kämpfe im Dezember 2013
ausbrachen, hielt sich Kun Padiet
in der Stadt Bor auf, einige hundert
Kilometer entfernt von seinem Hei-
matort Akobo, an der Grenze zu

Äthiopien. Von damals an war er
als Angehöriger der Nuer Volks-
gruppe nicht mehr willkommen in
dem von Dinka dominierten Gebiet.
Er suchte Schutz in einem IDP
(internally displaced people) Camp,
das von der UN verwaltet und
geführt wird. Wie hunderttausend
andere Frauen, Männer und Kinder
ist er von nun an Flüchtling in sei-
nem eigenen Land. Abgeschnitten
von jeglicher Art der modernen
Kommunikation, verliert er den
Kontakt zu seiner Familie in Akobo.
Weder er noch seine Angehörigen,
hunderte Kilometer entfernt, wissen
über das Schicksal des jeweils
anderen Bescheid.

Ich lerne Kun Padiet im Februar
2017 im IDP Camp in Bor kennen.
Wir vom Internationalen Komitee
vom Roten Kreuz (IKRK) organisie-
ren regelmäßig sogenannte Kom-
munikationstage in den internen
Flüchtlingslagern oder anderswo,
damit die Bewohnerinnen und
Bewohner die Möglichkeit bekom-
men, mit ihren Familienangehöri-
gen in anderen Teilen des Landes
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Wiedersehen nach neun Jahren 
Ein Erfahrungsbericht aus dem Südsudan von Stefanie Gartlacher

Nyakuony wartet mit Stefanie Gartlacher (links)  auf 
die Rückkehr ihres Mannes nach Akobo



oder im Ausland via Satellitentele-
fon - der Großteil des Landes ist
von der Telekommunikation abge-
schnitten - zu telefonieren, Briefe
zu schreiben oder Suchanzeigen
von vermissten Familienangehöri-
gen aufzugeben. Kun Padiet
erzählt uns, dass er alleine im
Camp lebt und es sein sehnlichster
Wunsch sei, seine Familie, von der
er glaubt, dass sie immer noch in
seiner Heimatstadt Akobo lebe,
wiederzusehen, bevor er stirbt. Er
ist bereits 84 Jahre alt und hat sein
Augenlicht fast komplett verloren. 

Das Wiedersehen

Wir geben Kun Padiets Informatio-
nen und Daten an unsere Kolleg-
_innen in Akobo weiter, die sich auf
die Suche nach seiner Familie
machen. Das IKRK ist eine unpar-
teiliche, neutrale und unabhängige
Organisation, deren ausschließlich
humanitärer Auftrag es ist, Leben
und Würde von Opfern bewaffneter
Konflikte und sonstiger Gewaltsi-
tuationen zu schützen und ihnen
Hilfe zu gewähren. Die Organisa-
tion bemüht sich zudem, Leiden zu
verhindern, indem sie das humani-
täre Recht und universelle humani-
täre Grundsätze fördert. 

Nach einem Monat der Suche
gelingt es uns dank des vertrau-
lichen Dialogs den wir mit allen am
Konflikt beteiligten Parteien unter-
halten, Kun Padiets Frau Nyakuony
in Akobo zu finden. Sie kann es
kaum glauben, als wir ihr erzählen,
dass ihr Mann wohlauf ist und nach
ihr sucht. Es dauert einige Wochen,
bis alle Formalitäten erledigt sind
und wir Kun Padiet per Helikopter
nach Akobo bringen können. Die
Infrastruktur des Landes ist auf-
grund des andauernden Konflikts
fast vollständig zerstört und viele
Teile des Landes sind nur per Flug-
zeug oder Hubschrauber zugäng-
lich - vor allem während der Regen-
zeit, in der sich alle befahrbaren
Wege zu Schlammflüssen verwan-
deln. 

Am 14. Juli 2017 ist es dann end-
lich soweit. Meine Kolleg_innen
holen Kun Padiet, der sein Hab und
Gut in einen kleinen Koffer gepackt
hat, im IDP Camp in Bor ab und
bringen ihn zum Flugfeld. Nach
einer Stunde Flug landet er in Ako-
bo, wo ich gemeinsam mit Nyakuo-
ny auf seine Ankunft warte. Als der
Helikopter die Türen öffnet, rennt
die Frau los und fällt ihrem Mann
überschwänglich in die Arme. Nach
Jahren der Ungewissheit sind die
beiden endlich wieder vereint und
dürfen ihren Lebensabend gemein-
sam verbringen. 

Humanitäre Hilfe

Diese Szene erfüllt mich mit Freu-
de und ich bin dankbar dafür, dass
ich Teil des IKRKs sein darf. Auch
wenn unsere Arbeit in den Krisen-
regionen dieser Welt oft herausfor-
dernd ist, sind es genau diese
Momente, die uns zeigen, dass es
auch in den dunkelsten Stunden
des Krieges Lichtblicke und schöne
Momente gibt. 

Neben Familienzusammenführun-
gen unterstützen wir die vom Kon-
flikt betroffenen Männer, Frauen
und Kinder auch in anderen Berei-
chen. Diese Unterstützung reicht

von der medizinischen Versorgung
von Kriegsverletzten über Lebens-
mittelverteilungen bis hin zur
Bereitstellung von sauberem Was-
ser, um die Ausbreitung von Krank-
heiten wie beispielsweise Cholera
einzudämmen. Wir arbeiten auch
mit den unterschiedlichen, am Kon-
flikt beteiligten bewaffneten Grup-
pen, um ihr Wissen über und ihren
Respekt vor Internationalem Hu-
manitären Recht zu erweitern. Ein
anderes Tätigkeitsfeld ist die Prü-
fung von Haftbedingungen in loka-
len Gefängnissen, um die Wahrung
der Würde der Gefangenen sicher-
zustellen. 

Unsere Arbeit ist oft nur der soge-
nannte Tropfen auf dem heißen
Stein, da der Konflikt im Südsudan
weitergeht und täglich neue Opfer
fordert. Sie zeigt aber trotzdem,
dass man für manche vom Krieg
betroffenen Menschen einen Unter-
schied machen kann. Die Lebens-
freude, der ich im Südsudan immer
wieder begegnet bin, wo Menschen
trotz aller Widrigkeiten ihrem alltäg-
lichen Leben nachgehen und sich
für ihre schwächeren Mitbürger-
_innen einsetzen, fasziniert mich
täglich aufs Neue. 

Immer wenn ich in meiner Arbeit
einer neuen Herausforderung
gegenüberstehe, denke ich an das
Lächeln im Gesicht von Kun Padiet
und Nyakuony und weiß, dass sich
unser Einsatz für die Menschen in
Kriegs- und Krisengebieten dieser
Welt lohnt. 

Stefanie Gartlacher aus Tirol hat im
Jahr 2014 am Ökumenischen Be-
gleitprogramm für Israel und Palä-
stina (EAPPI) in Hebron teilgenom-
men und ist seit 2015 für das Interna-
tionale Komitee vom Roten Kreuz
tätig. Ihr erster Einsatz führte sie in
die Demokratische Republik Kongo.
Von Juli 2016 bis Juli 2017 arbeitete
Stefanie im Südsudan und ab
November des Jahres wird sie die
Tätigkeiten des IKRKs in Myanmar
unterstützen. 
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Kun Padiet kommt nach neun
Jahren nachhause.



Der Bürgerkrieg im Südsu-
dan, der Mitte Dezember
2013 begann, wurde trotz

des Friedensabkommens, das im
August 2015 unterzeichnet wurde,
im Juli 2016 fortgeführt. Das
Abkommen über die Beilegung des
Konflikts in der Republik Südsudan
(Agreement on Resolution of Con-
flict in the Republic of South Sudan
- ARCSS) schaffte es nicht den
Krieg zu beenden und Frieden und
Stabilität im Land wiederherzustel-
len. Stattdessen wurden Anfeindun-
gen, Gewalt, Morde, Verteibung
der Bevölkerung und Menschen-
rechtsverletzungen fortgesetzt.

Laut dem Hochkommissar der Ver-
einten Nationen für Flüchtlinge
(United Nations High Commissio-
ner for Refugees  - UNHCR) sind
fast zwei Millionen Südsudanes-
_innen aus dem Land geflohen um
Schutz und Asyl in Nachbarländern
zu suchen. Weitere zwei Millionen
wurden intern vertrieben. Die jüng-
sten Berichte von Hilfsorganisatio-
nen zeigen, dass über 5.5 Millionen
Menschen (in etwa 45% der Bevöl-
kerung) von extremem Hunger
betroffen sind.(1) Die Wirtschaft ent-
wickelt sich in Richtung eines Total-
zusammenbruchs. 

Die Zyklen von Waffengewalt sind
durchdrungen von und charakteri-
siert durch ethnisch basierte und
politische Rivalitäten. So wurden
Zivilist_innen zum Ziel, Dörfer und
Lebensmittelgeschäfte niederge-
brannt, Nutztiere mitgenommen
und Massenvergewaltigungen von
Männern in Uniformen begangen.
Das soziale Gewebe ist fragmen-
tiert, ethnischer Hass ist weit ver-
breitet und hasserfüllte Sprache fin-
det Ausdruck in Sozialen Medien. 

2011 wurde der Südsudan vom
Sudan durch ein international aner-
kanntes Referendum, bei dem über

98% der Bevölkerung für eine
Sezession stimmten, unabhängig.
Während sich die Bürger_innen
darauf vorbereiteten die Früchte
ihrer Unabhängigkeit zu ernten,
brachen gewaltvolle Konflikte aus.
Die Gier nach Macht und Ausein-
andersetzungen, Korruption, Pro-
tektion und Straflosigkeit sind die
Hauptantriebskräfte der Gewalt im
jüngsten Land der Welt. Dieser
politische Machtkampf innerhalb
des regierenden Sudan People's
Liberation Movement (SPLM) war
nicht neu. Er existierte schon wäh-
rend der Jahre der Befreiung
(1983-2005), im Besonderen 1991,
aber die Entscheidung den ge-
meinsamen Feind (das Khartum-
Regime) zu bekämpfen, war ein
vereinendes Element. Diese
Geschichte hinterließ eine schwere
Bürde auf der Psyche und den
Schultern des Landes. Ein großer
Teil der Gewalt, die nun aufbricht
und das Land einschließt, ist ohne
Zweifel in dieser Geschichte ver-
wurzelt. 

Leider sind es im Südsudan nicht
nur Waffen, die töten. Der fehlende
Zugang zu Grundlagen des Le-
bens, Würde und Rechten können
so zerstörerisch wie Waffen sein.
Es gibt große Herausforderungen
in Bezug auf Vergabe und Manage-
ment von Ressourcen und Prioritä-
ten in den Ausgaben. Der Gewinn,
der aus Öl- und anderen Quellen
gewonnen wird, wird nicht dorthin
gelenkt, wo die Problematik der
Armut adressiert werden könnte.
Das Land ist immer noch dasjenige
in der Region mit der geringsten
Lebenserwartung zum Zeitpunkt
der Geburt und der höchsten Müt-
tersterblichkeitsrate. Schlechte Re-
gierungsführung trug dazu bei,
dass Menschen ihr Leben verloren,
da es in Krankenhäusern nicht nur
keine moderne medizinische Ein-

richtung, Ausstattung, Medikamen-
te und qualifziertes medizinisches
Personal gibt, sondern diesem
auch oft die Energie ausgeht.
Patient_innen in einem kritischen
Zustand geben so leicht das Leben
auf. Das jährliche Budget für die
Ministerien, die Leistungen für die-
se Menschen erbringen, ist oft
geringer als jenes für das Ministe-
rium, das sich mit der Sicherheit
befasst. Außerdem gibt es Berichte
von Korruption und Straflosigkeit.
Ein Beispiel hierfür sind die Vor-
kommnisse 2012, als Präsident
Salva Kiir 75 Minister_innen und
Beamt-_innen beschuldigte 4 Milli-
arden US Dollar aus dem Staats-
haushalt gestohlen zu haben und
verlangte, dass das Geld zurückge-
zahlt wird. Zeitungsberichten
zufolge wurden jedoch nur 1,5%
der Summe  zurückgegeben.

Als Antwort auf die sich verschlech-
ternde Sicherheitslage im Land und
ihre negativen Auswirkungen auf
die Zivilgesellschaft, begannen vie-
le nationale und internationale
Organisationen sich für friedensbil-
dende Maßnahmen, Verwaltung,
Empowerment von Gemeinschaf-
ten und Gender-Interventionen zur
Ermächtigung und zum Schutz von
Zivilist_innen, Friedenseinsätzen,
humanitäre Unterstützung und
noch mehr zu engagieren um
Leben zu retten.

Die Organisation, die sich heute
ONAD nennt, wurde 1994 von süd-
sudanesischen Student_innen am
Höhepunkt des Bürgerkrieges initi-
iert. Die Organisation arbeitet für
ein gewaltfreies, friedliches und
demokratisches Land, in dem jede
und jeder Zugang zu Grundrechten
hat und in Würde leben kann. Die
Arbeit an dieser Vision passiert in
Trainings und durch Fürsprache für
Gewaltfreiheit und Friedensförde-
rung, Staatsführung und politische
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Friedensarbeit im Südsudan
von Moses Monday John



Bildung, Förderung der Gemeinden
und Bearbeitung der Gender-The-
matik. Die Eskalation der Konflikte
im Südsudan förderte unsere
Widerstandsfähigkeit, unseren Ein-
satz für Gewaltfreiheit und Frieden
auf regionaler, nationaler und inter-
nationaler Ebene. 

Unsere Projekte kamen den Teil-
nehmenden nicht nur durch das
gemeinsame Lernen zu Gute, son-
dern sie konnten auch direkte
Aktionen setzen um Gewalt zu
transformieren und Brücken über
das Trennende zu schlagen. Wäh-
rend Erwachsene entlang von eth-
nischen und politischen Linien
getrennt sind, berichten Schülerin-
nen, Schüler und Jugendliche
unserer „Peace Clubs“ vom Aufbau
positiver Beziehungen und gewalt-
freier Konfliktlösung unter den
Gleichaltrigen. Es gibt aber auch
traurige Geschichten, z.B. entdeck-
ten wir, dass einige Mädchen auf-
grund von erzwungenen Eheschlie-
ßungen die Schule abbrechen.
Angehörige der reichen Elite zah-
len eine hohe Aussteuer, oft in
Form von Vieh, und einige Familien
können dem aufgrund ihrer Armut
kaum widerstehen. Wir wurden
auch darüber informiert, dass eini-
ge Mädchen während ihrer monat-
lichen Periode den Schulbesuch
aussetzen, da ihre Eltern kein Geld
für Hygieneprodukte haben. Auch
das ist ein klares Zeichen für die
Armut und hat bereits Auswirkun-
gen auf die akademischen Leistun-
gen der Mädchen. Im Juli 2017
ging ONAD eine Partnerschaft mit
Zamaana Mabad ein, für die Initia-
tive „Our Time Together – Leave no
Girl Behind” (dt: Unsere Zeit
Zusammen – Kein Mädchen wird
zurückgelassen) von südsudanesi-
schen Gender- und Friedensakti-
vist_innen. Die Initiative verteilte
Damenbinden an 60 Schulmäd-
chen in der Rajaf Grundschule am
Stadtrand von Juba. Die Finanzie-
rung wurde lokal organisiert um
den Ansatz „Lasst uns uns selbst

helfen“ zu testen. Unsere gewalt-
freie Arbeit nimmt die Menschen-
würde ernst. Das ist tief verwurzelt
in unseren Gender-Perspektiven,
wobei die Vorbeugung und Unter-
bindung des Krieges gegen die
Körper von Frauen miteingeschlos-
sen sind.

Viele internationale Organisationen
und Geldgeberländer wandten sich
der humanitären Unterstützung zu.
Das führte offensichtlich zu einer
Lücke bei der Finanzierung von
Friedensarbeit, gender-basierter
Gewalt, Friedensclubs und Projek-
ten zum Schutz der Kinder. Daher
sind es, neben Friedensfürsprache
und Dialoge in den Gemeinden,
diese Bereiche, die Intervention
und Unterstützung brauchen.
ONAD hat die Arbeiten am Funda-
ment des „Zentrums für Gewaltfrei-
heit und Führung“ fertiggestellt. Wir
wünschen uns, dass das Erdge-
schoss gebaut wird, damit die
Gemeinschaften die  Einrichtung
nutzen können. 

Als Organisation weigern wir uns
Gewalt als den einzigen gangbaren
Weg zu sehen. Wir standen immer
dafür ein, dass es Alternativen zur
Gewalt gibt. Wir glauben, dass
Konflikte unumgänglich sind, man
sich für den Einsatz von Gewalt
aber entscheidet. Viele mussten
aus Sicherheitsgründen das Land
verlassen, aber ein paar von uns
blieben zurück, da wir daran glau-
ben noch etwas geben zu können –
unsere Werkzeuge der Gewaltfrei-
heit, die das Potential haben das
Land zum Besseren zu verändern.
Wie Gandhi einmal sagte: „Der
beste Weg um sich selbst zu fin-
den, ist sich im Dienst für andere zu
verlieren.“ 

Zumindest haben die Eskalation
der Konflikte und die bittere Erfah-
rung uns gelehrt uns selbst zu ken-
nen. Die Solidarität, technische und
finanzielle Unterstützung unserer
Partner_innen, sowohl Individuen
als auch Institutionen, haben unse-

ren Beitrag zu Frieden im Land, der
Region und der Welt gestärkt.
Ohne Leidenschaft und Ausdauer
für den Frieden wäre es unmöglich
im Südsudan zu agieren. Wir set-
zen unsere Hoffnung daher auf
Bemühungen sich der Gewalt zu
widersetzen und die sozioökonomi-
schen und politischen Konflikte zu
transformieren und unseren Mit-
menschen ihr Lächeln zurückzuge-
ben – hier und überall.

Moses Monday John ist Grün-
dungsmitglied der Organization for
Nonviolence and Development
(ONAD). Er hat einen Masterab-
schluss in Peace and Development
Studies von der Universität Juba,
wo er Konfliktmanagement unter-
richtet. Moses John arbeitet mit
einer Reihe von nationalen, regio-
nalen und internationalen Organi-
sationen zusammen und hat mehr
als 15 Jahre Praxiserfahrung in der
Leitung von Entwicklungs- und
Friedensprojekten in NGOs. Er ist
Mitglied des Regional Consultative
Committee (RCC) des Internationa-
len Versöhnungsbundes.

(1)  www.oxfam.org/en/emergencies/
hunger-crisis-south-sudan;

worldvision.org/disaster-response-
news-stories/south-sudan-conflict-

hunger-threats-children
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Mehr über ONAD: 

www.onadev.org
www.facebook.com/onadss/



Was bedeutet dieser Preis für
Sie?

Für mich bedeutet dieser Preis,
dass die Botschaft gehört wird, die
ich der Welt momentan überbringe,
über die Gewaltverbrechen an den
Kinderrechten im Allgemeinen und
ihrer Rekrutierung in die Armee und
bewaffnete Gruppen im Besonde-
ren. Es ist eine große Ehre für mich
und für die Partner_innen, die mich
unterstützen. Für die Art der Arbeit,
die ich mache, bedeutet der Preis
auch eine große Wertschätzung
und er ermutigt mich, noch weiter
zu gehen und es noch besser zu
machen. Meine Kindheit wurde mir
gestohlen und ich habe meine
gesamte Jugend geopfert, um zu
vermeiden, dass das, was mir pas-
siert ist, auch anderen passiert und
dass der Frieden sich durchsetzt.

Sie wurden im Alter von 12 bis 22
Jahren gezwungen, Soldat zu
sein. Was bleibt in Ihrer Seele
aus dieser Zeit und wie konnten
Sie sich versöhnen mit dem, was
geschehen ist?

Ich wurde entführt und im Alter von
zwölf Jahren gezwungen, mich der
Armee anzuschließen. Zehn Jahre
durchlebte ich ein Martyrium und
das, was mir im Inneren bleibt, sind
die Traumata der schlimmen Miss-
handlungen, die ich erleiden muss-
te. Man hat mich sehr früh aus
den Händen meiner Lehrer und
meiner Familie gerissen, um mir
beizubringen die Gesellschaft zu
zerstören. Mit zwölf Jahren lernte
ich zu schießen, zu rauben und zu
töten, Wasserbrunnen sowie Kran-
kenhäuser, Schulen, die NaturZ zu
zerstören. Um mich angesichts all
dieser Misshandlungen zu versöh-

nen, hatte ich zwei Möglichkeiten.
Die erste: Weiter als Opfer zu
leben, was bedeutet hätte, mich mit
Waffen zu rächen, den Drogen aus-
zuliefern oder mich umzubringen,
so wie es viele meiner ehemaligen
Kameraden in der Armee getan
haben. Die zweite Möglichkeit war,
trotz all dieser Taten, die ich mit
den Waffen, die man uns gab,
begangen hatte, mir selbst zu ver-
geben und zu verstehen, dass wir
Kinder waren, die von Schlächtern
(von Erwachsenen) gezwungen
worden waren, und die Hoffnung
auf eine bessere Zukunft zu behal-
ten, in der man von einer Welt ohne
Kindersoldaten sprechen würde.

Was in mein Herz eingebrannt wur-
de, ist die Lektion, die mich das
Leben gelehrt hat, nämlich, dass
der Mensch nicht mehr ist als ein
Tier, wenn er es nicht schafft seine
ehrgeizigen Ziele zu erreichen.
Wegen dieses Unvermögens
kommt er an einen Punkt, an dem
er den anderen nicht als ebenbürtig
ansieht. Dann ist eine der Konse-
quenzen, dass er Kinder als Kano-
nenfutter missbraucht, um seine
missglückten Ambitionen zu errei-
chen.

Sie engagieren sich sehr dafür,
dass andere Kinder nicht das
gleiche Schicksal wie Sie erlei-
den. Was, denken Sie, können
die Vereinten Nationen oder
Deutschland oder andere Akteu-
re von außen tun, um den Miss-
brauch von Kindern als Soldaten
zu verhindern? Und was wird
vielleicht schon getan?

Unsere Demobilisierung war nicht
einfach. Die Einflußnahme der Ver-
einten Nationen, der Europäischen

Union, der Zivilgesellschaft und
der internationalen Gemeinschaft
waren notwendig, damit die Regie-
rung akzeptierte, uns zu demobili-
sieren, also uns aus der Armee her-
auszuholen. Deutschland war
eines der Länder, die den Prozess
der Demobilisierung und der Reso-
zialisierung finanzierten. Aktuell
haben die Vereinten Nationen
einen Aktionsplan ins Leben geru-
fen, um den Missbrauch von Kin-
dern als Soldaten zu beenden.
Mehrere Länder haben diesen Plan
unterschrieben, aber es gibt noch
viel zu tun, da die Länder diesen
Aktionsplan nicht nur unterschrei-
ben, sondern auch die Abmachun-
gen respektieren sollen. Das heißt,
ein gutes diplomatisches, wirt-
schaftliches und soziales Klima zu
schaffen und die Demokratie zu
respektieren, um zu vermeiden,
dass es einen Staatsstreich bezie-
hungsweise eine Rebellion gibt.
Die Vereinten Nationen und
Deutschland müssen weiterhin den
Aufbau und die Stärkung der
Demokratie unterstützen. Sie müs-
sen Mechanismen schaffen, die
den Waffenverkauf in die Länder
der Dritten Welt verhindern, in
denen Kinder als Kanonenfutter für
diese Waffen benutzt werden.

Sie können auch dazu beitragen,
dass Kinder nicht weiter Opfer von
Rekrutierungen werden, indem sie
fortwährend Druck auf politische
Entscheider_innen, Industrieländer
und auf Führungskräfte bestimmter
multinationaler Unternehmen ausü-
ben, die auf verschiedene Art und
Weise an der Finanzierung von
Kriegen beteiligt sind – Kriege
unterschiedlicher Art, die den orga-
nisierten Raub von Bodenschätzen
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Das Böse mit dem Guten besiegen
Interview mit Junior Nzita

Die Bremer Stiftung „die schwelle“ hat Junior Nzita  zu einem der Preisträger des diesjährigen Internationalen Bre-
mer Friedenspreises erklärt. Nzita ist ehemaliger Kindersoldat aus der Demokratischen Republik Kongo und heute
ehrenamtlicher UN-Botschafter zum Thema Kindersoldaten. Vorgeschlagen wurde Junior Nzita vom Deutschen
Zweig des Internationalen Versöhnungsbundes.
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in den Entwicklungsländern ermög-
lichen. Insbesondere würde ich als
Maßnahmen folgende Möglichkei-
ten nennen: 

Das Verbot des Kaufs von Erzen
aus Ländern, in denen Kriege statt-
finden; Druck auf die politischen
Entscheider_innen und die Zivilge-
sellschaft ausüben, um ein Regie-
rungssystem einzurichten, in wel-
chem die Bevölkerung an wichtigen
Entscheidungen sowie an der Ver-
teilung der natürlichen Ressour-
cen teilnimmt, um ihren Wohlstand
zu ermöglichen; alle Autoritäten
und Personen, die an der Rekrutie-
rung von Kindern in bewaffneten
Gruppen beteiligt sind, vor den
Internationalen Strafgerichtshof zur
juristischen Verantwortung bringen.

Wie ist die aktuelle Situation in
der Demokratischen Republik
Kongo?

Es gibt eine politische Krise und die
Spannung wächst tagtäglich wegen
der Respektlosigkeit im Wahl-
kampf. In dieser Situation sind
mehrere bewaffnete Gruppen ent-
standen. Leider sind es die Kinder
und Frauen, die den Preis zahlen.
Die Kinder werden entführt und die
Frauen vergewaltigt.

Die heutige Situation in der Demo-
kratischen Republik Kongo ist mit

einem Menschen zu vergleichen,
der dabei ist, sich ins Nichts zu
stürzenZ . Es ist wie ein Zug, der
in eine Richtung fährt und auf ein-
mal entscheiden jene, die die Ver-
antwortung für die Instandhaltung
der Gleise haben, diese auf dem
Rest des Weges zu entfernen,
während der Zug schon an Fahrt
aufgenommen hat. Sie können sich
die Folgen vorstellenZ!

Woher nehmen Sie Ihre Kraft?

Bis heute sehe ich den Junior mit
zwölf Jahren, der entführt wurde.
Denn es gibt immer noch Kinder-
soldaten. Als ich noch Kindersoldat
war, gab es einen Kameraden, der,
bevor er starb, mich gebeten hatte,
mich um sein Kind zu kümmern.
Das alles gab mir die Kraft und den
Mut, die Nichtregierungsorganisa-
tion „Paix pour l‘enfance“ aufzu-
bauen, der heute 140 Kinder ange-
hören, um sie zu bilden und zu
beschützen. Meine Arbeit und die
Unterstützung der Kinder ist eine
Möglichkeit für mich, die Liebe dem
zwölfjährigen Junior zu zeigen und
ihn vor den Kriegsdesastern, die er
erlebt hat, zu beschützen.

Es ist die ,Diktatur‘ der Nächstenlie-
be, die mir befiehlt das Böse mit
dem Guten zu besiegen und nie
müde zu werden, die Saat der Lie-

be in die Herzen meiner Mitmen-
schen, die das Schicksal auf mei-
nen Weg geführt hat, zu werfen,
damit sie die Früchte der Liebe in
ihrem Inneren wahrnehmen und
weitertragen.

Das Interview wurde von Pressenza -
International Press Agency geführt
und erschien ursprünglich unter:
www.pressenza.com/de/2017/08/
junior-nzita-ehemaliger-kindersoldat-
das-boese-mit-dem-guten-besiegen/

Übersetzung aus dem Französischen
von Caroline Schenck

2012 veröffentlichte Junior Nzita
seine Geschichte in dem Buch „Si
ma vie d'enfant soldat pouvait être
racontée”. Das Buch ist nun unter
dem Titel „Wenn ich mein Leben
als Kindersoldat erzählen könnte”
auf Deutsch erschienen. Bestellung
auf der Webseite des deutschen
Versöhnungsbundes unter: www.
versoehnungsbund.de/buch/1503

+++Vorankündigung+++

Anfang November kommt Junior
Nzita zu einem Vortrag nach Wien!
Details folgen auf unserer Homepa-
ge: www.versoehnungsbund.at
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Junior Nzita
wurde im Alter von zwölf Jahren mit anderen Klassenkameraden aus sei-
ner Schule entführt und von Rebellengruppen gezwungen, als Kindersol-
dat an den Bürgerkriegen in seinem Land teilzunehmen. Durch diese Zeit
ist er bis heute schwer traumatisiert und leidet nach wie vor an starken
Schlafstörungen. „Trotz dieser unendlich leidvollen Erfahrungen schafft
Junior es, die Kraft zu finden, selber Hoffnung zu spenden und so enga-
giert und couragiert für dieses Thema einzutreten“, sagt Samya Korff aus
dem Vorstand des Versöhnungsbundes. Im Rahmen eines UN-Program-
mes wurde Junior im Jahr 2006 demobilisiert. 2010 hat er in Kinshasa, der
Hauptstadt der DR Kongo, die Organisation „Paix pour l’enfance“ (Frieden
für die Kindheit) gegründet, um Kinder, welche aufgrund kriegerischer
Auseinandersetzungen zu Waisen wurden, in neue Familien einzugliedern
und ihnen durch Schulbesuch eine Zukunftschance zu bieten. Heute setzt
er sich als ehrenamtlicher Botschafter der Vereinten Nationen für die welt-
weite Ächtung der Mobilisierung von Kindersoldaten ein. Aufgrund seiner
Aktivitäten musste er 2015 sein Land verlassen und im Ausland Asyl
beantragen.



In Folge des bewaffneten Konflik-
tes in den Jahren 2015/16 in
mehr als zehn historischen Städ-

ten im Südosten der Türkei, mit
Monaten ununterbrochener Aus-
gangssperre und Zwangsräumun-
gen, sieht sich das Gebiet einem
zerstörerischen Ausverkauf des
kulturellen, sozialen und wirtschaft-
lichen städtischen Lebens und
eines großen Teils des registrierten
erhaltenswerten Kulturerbes ge-
genüber.

Im ummauerten Stadtteil Sur, dem
historischen Zentrum von Diyarba-
kır, das ein wichtiges multikulturel-
les historisches Erbe mit Jahrtau-
senden alten Wurzeln im nörd-
lichen Mesopotamien darstellt, seit
1988 ein historisch erhaltenswerter
Ort und Pufferzone zu den Stadt-
mauern, die 2015 zum UNESCO-
Weltkulturerbe erklärt wurden, sind
die Zerstörungen immens. Ein
Gebiet, bestehend aus sechs ver-
schiedenen Wohnbezirken, das
sich früher vieler Orte von regi-
striertem historischen Kulturerbe
rühmen konnte, wurde großteils
geschliffen und in leeres Land und
öde Boulevards umgewandelt.
Mehr als 25.000 Bewohner_innen
wurden gezwungen, außerhalb der
Stadt Zuflucht zu finden, gemein-
sam mit den angrenzenden betrof-
fenen Gebieten steigt diese Zahl
auf 40.000. Noch immer ist der
Zutritt zu vier Wohnvierteln von Sur
verboten. Zwischenzeitlich wurden
Dutzende historische Sehenswür-
digkeiten beschädigt oder zerstört,
einschließlich der St. Giragos-Kir-
che, deren makellose Restaurie-
rung 2015 einen European Herita-
ge Award, gemeinsam verliehen
von der Europäischen Union und
Europa Nostra, erhielt.

Im März 2016 wurden 80 Prozent
des Landes des Bezirks Sur, ein-
schließlich 595 registrierter Mon-

umente oder Kulturstätten, durch
einen Regierungserlass enteignet,
gestützt auf das „Gesetz zur
Bodenverbesserung von Gebieten
mit Katastrophenrisiken“, das 2012
von der AKP-Regierung verab-
schiedet worden war. Die Regie-
rung hat erklärt, dass funkelnagel-
neue Wohnviertel erbaut werden
sollen, ohne irgendeine Konsulta-
tion weder mit der Stadtverwaltung
des Großraumes Diyarbakir, der
Stadtverwaltung von Sur, der
Grundstücksmanagement-Direk-
tion oder den mehr als 300 zivilge-
sellschaftlichen Organisationen,
die in der Plattform zur Erhaltung
von Sur zusammengeschlossen
sind. Detaillierte Pläne wurden bis
jetzt noch nicht enthüllt.

Diese Tragödie droht sich nun in
den Wohnbezirken Alipasa und
Lalebey in Sur unter dem Vorwand
eines Stadterneuerungsgesetzes,
das 2009 von der Stadtregierung
des Großraumes Diyarbakir und
der Wohnbau-Entwicklungsadmini-
stration unterzeichnet wurde, zu
wiederholen. Erwähnenswert ist,
dass die Bedingungen für das Pro-
jekt festschreiben, dass der Stra-
ßenplan und signifikante Bauwerke
bürgerlicher Architektur, registriert
oder nicht, erhalten bleiben sollen.
Diese Vorkehrungen wurden offen-
kundig verletzt. Zu dieser Zeit
waren ungefähr die Hälfte der
Grundstücke  als Gegenleistung für
neue Unterkünfte, von der Wohn-
bau-Entwicklungsadministration
zur Verfügung gestellt, geräumt,
und diese verlassenen Häuser wur-
den teilweise abgerissen. Diejeni-
gen, die sich weigerten ihre Häu-
ser aufzugeben, blieben, bis 2016
Zwangsräumungen vollzogen wur-
den und (nicht verhandelbare) Ent-
schädigungen im Namen der Haus-
eigentümer_innen auf Bankkonten
eingezahlt wurden, ungeachtet des
Fehlens ihrer Zustimmung. Im

Augenblick leben ungefähr die
Hälfte der ursprünglichen Bewoh-
ner_innen noch immer in ihren
Häusern, trotz des Abschneidens
der Grundversorgung wie Wasser
und Elektrizität  und sogar der Zer-
störung von Abwasserrohren seit
Ende Mai 2016 (dem Beginn des
Monats Ramadan), neben andau-
ernden Schikanen. Mit der vollstän-
digen Enteignung von Sur werden
90 Prozent des Landes in die Hän-
de des Staates wandern, ironi-
scherweise einschließlich vieler
kultureller Stätten, die ohnehin
Staatseigentum sind.

Die Entschädigungen, die an viele
Bewohner_innen gezahlt wurden,
werden viel zu gering sein, um
gleichwertige Unterkünfte sicherzu-
stellen. Der nachbarschaftliche
Zusammenhalt, der stark auf famili-
ären Beziehungen beruht, wird voll-
kommen zerstört werden; der
Lebensunterhalt dieser Familien,
der teilweise von der Bebauung der
Hevsel-Gärten, die die Stadtmau-
ern umgeben, abhängt, wird voll-
kommen versiegen.

Die Zerstörungen haben bereits in
Teilen von Alipasa und Lalebey
begonnen. Nachbarschaftviertel
mit ein- oder zweigeschoßigen
Häusern aus Basaltblöcken wurden
planiert, Fundamente entwurzelt,
die verschlungenen mittelalter-
lichen Straßen ausgelöscht. Was
hier angerichtet wurde, ist nichts
weniger als die Vernichtung einer
lebendigen Kultur und einer demo-
grafischen Struktur, die seit Ewig-
keiten Bestand hatte, und die Sur
auf die Liste des Welterbes ge-
bracht hat.

Zum Weiterlesen: Telepolis: Diyarba-
kır - Stadt-Zerstörung und Enteignung,
https:/ /www.heise.de/tp/features/
Diyarbakir-Stadt-Zerstoerung-und-
Enteignung-3827981.html

Übersetzung: Irmgard Ehrenberger
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Die Auslöschung des kulturellen Erbes in Diyarbakır 
Brief von Zelal Ekinci und Bahadır Altan, Sprecher_innen des Peace Blocs in der Türkei



Nicht weit in die Geschichte
muss zurückgeblickt wer-
den, um den Werkzeugka-

sten des Militärs zur Bearbeitung
von komplexen Konflikten als unzu-
reichend und in manchen Kriegen
und Konflikten auch als falsch zu
erkennen. Afghanistan, Irak oder
Libyen sind heute nach westlichen
Militärinterventionen gescheiterte
Staaten. Weniger einen morali-
schen Standpunkt nehmen wir ein,
wenn wir uns für einen gerechten
Frieden einsetzen. Es ist auch in
unserem Interesse, wenn wir Bei-
träge für die Beseitigung der Ursa-
chen von Flucht, Terror oder Hun-
ger leisten können.

Die Forschung bestätigt, dass Ver-
mittlungstätigkeiten und Vereinba-
rungen in Friedensprozessen in
den letzten Dekaden an Bedeutung
gewonnen haben (Schreiber 2011).
Außenpolitik reicht weit über Politik,
Diplomatie, Militär und internationa-
le Organisationen hinaus. Zivilge-
sellschaftliche Aktivitäten gehören–
wie die Arbeit der Wissenschaft,
der Religionsgemeinschaften, der
Gewerkschaften, der Kulturschaf-
fenden oder der Medien – zu einem
Wesensmerkmal einer demokrati-
schen und lebhaften Gesamter-
scheinung von Außenpolitik. 

Die Staatenwelt kann durch die
Beiträge der Gesellschaftswelt pro-
fitieren. Vor allem in der Konflikt-
prävention, der öffentlichen Unter-
stützung von Friedensprozessen,
der Kriegsfolgenaufarbeitung oder
im Bereich der Versöhnung fällt das
Ergebnis besonders positiv aus
(Ropers 2010). Vertrauen und
Glaubwürdigkeit sind nur zwei
Stichworte für die Erfolgsbilanz.
Auch die Personalentsendungen
aus Österreich im Rahmen unter-
schiedlicher Friedens- und Freiwilli-

gendienste der letzten Dekaden
bestätigen dies. Die Besonderheit
von zivilen Friedensfachkräften
gegenüber freiwilligen Friedens-
oder Gedenkdiensten im Ausland
liegt darin, dass sie professionell
und gut ausgebildet über längere
Zeit direkt an der Bearbeitung
eines Konflikts mitwirken und nicht
primär die eigene Lernerfahrung im
Zentrum steht.

Frieden ist mehr als die Abwesen-
heit von Krieg. Friede geht auch
über die Abwesenheit von Bedro-
hung hinaus. Nicht nur direkte kör-
perliche Gewalt, sondern auch die
Gewaltstrukturen, Gewaltursachen
und Rechtfertigungen unterschied-
licher Gewaltformen werden in den
Blick genommen. Zivile Prävention
kann nicht nur geleistet werden,
bevor das Kind in den Brunnen
gefallen ist. Eine umfassende zivile
Präventionsagenda setzt bei einem
breiten Begriff und in unterschied-
lichen Konfliktphasen an, der öko-
logische, wirtschaftliche, vertei-
lungspolitische, menschenrechtli-
che, kulturelle oder soziale Fragen
in einen nachhaltigen Friedensauf-
bau integriert. 

Internationale Situation

In verschiedenen europäischen
Staaten kommen bereits zivile bzw.
zivilgesellschaftliche Friedensfach-
kräfte zum Einsatz. Dabei fällt auf,
dass in allen „Vorzeigeländern“ –
wenn auch in unterschiedlicher
Weise – klare politische Rahmen-
bedingungen im Sinne eines frie-
denspolitischen Ansatzes sowie
entsprechende Strukturen für zivile
Friedenseinsätze, meist durch die
Ministerien für Äußeres oder Ent-
wicklungspolitik, vorhanden sind.
Es gibt also eine Vision bzw. Ideen,
warum und wie zivile Konfliktbear-
beitung wichtig ist, und den politi-

schen Willen zu ihrer Umsetzung
im nationalen Rahmen.

Die skandinavischen Staaten kön-
nen auf eine lange Tradition frie-
denspolitischer, ziviler Aktivitäten
verweisen: Schweden und Finn-
land, neutrale bzw. blockfreie Mit-
glieder der EU, haben sich u.a.
durch den Aufbau ziviler Expert_in-
nen-Pools und entsprechende Trai-
ningsmaßnahmen einen Namen
gemacht. Die Folke Bernadotte
Akademie ist die staatliche Koordi-
nierungsstelle für zivile Friedens-
einsätze (mit rund 70 Entsendun-
gen in UN-, OSZE- und EU-Einsät-
zen), Friedenseinsätze von kirch-
lichen und Nichtregierungsorgani-
sationen werden von der schwedi-
schen Entwicklungsagentur SIDA
gefördert. Norwegen bringt seit
Jahren seine Expertise und seine
Ressourcen in einer Reihe von
Friedens- und Versöhnungsprozes-
sen auf internationaler Ebene (z.B.
im Nahen Osten, Sri Lanka, Kolum-
bien oder den Philippinen) ein.

Die neutrale Schweiz hat sich in
den 1990er Jahren ebenfalls ein
dezidiert friedenspolitisches Profil
gegeben und eine eigene Abteilung
„Menschliche Sicherheit“ im Au-
ßenministerium dafür eingerichtet,
die z.B. für die Förderung von Frie-
den und Demokratie in Konfliktre-
gionen, für Mediation, Vergangen-
heitsarbeit und den Expert_innen-
pool für zivile Friedensförderung
(mit rund 200 Entsendungen pro
Jahr) zuständig ist. Im Kompetenz-
zentrum für Friedensförderung
(KOFF) der Schweizer Friedensstif-
tung Swisspeace arbeiten das
Außenministerium sowie 46 NGOs
zusammen, um Dialoge und Lern-
prozesse im Bereich Peacebuilding
zu koordinieren sowie Politikemp-
fehlungen und gemeinsame Frie-
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densinitiativen zu entwickeln. In Ita-
lien läuft seit zwei Jahren eine
Experimentierphase für ein Ziviles
Friedenscorps, einer Mischform
von Freiwilligendienst und Zivilem
Friedensdienst, das vom Staat
finanziert wird.

Auch in Deutschland ist in den letz-
ten 20 Jahren eine Infrastruktur für
zivile Konfliktbearbeitung aufge-
baut worden, die u.a. das Zentrum
für internationale Friedenseinsätze
(staatliche Entsendungen ziviler
Expert_innen v.a. für internationale
Missionen von UN, OSZE, EU),
den Zivilen Friedensdienst (Entsen-
dung von Friedensfachkräften als
Gemeinschaftswerk von NGOs und
dem Entwicklungsministerium), die
Fördereinrichtung ZIVIK (finanzielle
Förderung zivilgesellschaftlicher
Initiativen), die Arbeitsgemein-
schaft Frieden und Entwicklung
(FriEnt) und die Deutsche Stiftung
Friedensforschung umfasst. Im
Juni 2017 hat die Bundesregierung
die neuen Leitlinien „Krisen verhin-
dern, Konflikte bewältigen, Frieden
fördern“ beschlossen, deren Um-
setzung von einem interministeriel-
len Steuerungsgremium geleitet
und u.a. von einem parlamentari-
schen Unterausschuss und einem
eigenen Beirat evaluiert wird.

Das 1999 geschaffene Instrument
des Zivilen Friedensdienstes (ZFD)
ist ein Programm für Gewaltpräven-
tion und Friedensförderung in Kri-
sen- und Konfliktregionen. Darin
unterstützen professionell ausge-
bildete Fachkräfte langfristig Men-
schen vor Ort in ihrem Einsatz für
Dialog, Menschenrechte und Frie-
den. Neun deutsche Entwicklungs-
und Friedensorganisationen – mit
dem „Konsortium ZFD“ als gemein-
samer Plattform – entsenden der-
zeit rund 300 zivile Friedensfach-
kräfte in 44 Länder. Seit der Grün-
dung des ZFD waren mehr als
1200 internationale Fachkräfte in
60 Ländern aktiv. Im Zivilen Frie-
densdienst arbeiten Zivilgesell-
schaft und Staat im Sinne eines

„Gemeinschaftswerks“ zusammen,
er wird vom Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit
2017 mit einem Budget von 45
Millionen Euro gefördert und regel-
mäßig evaluiert. Inzwischen ist der
ZFD als anerkanntes Instrument
der Friedens- und Entwicklungspo-
litik fest in der deutschen Außenpo-
litik verankert. 

Kooperationen

Zivile Expert_innen und zivilgesell-
schaftliche Friedensdienste und
-fachkräfte arbeiten in ihren Einsät-
zen in Konfliktgebieten nicht primär
im Interesse ihrer nationalen Ent-
sendestaaten oder -organisatio-
nen, sondern wollen lokale Part-
ner_innen in ihren Tätigkeiten beim
Friedensaufbau unterstützen. Ge-
walt kann nicht „von außen“ verhin-
dert, Konflikte nicht über die Köpfe
der Beteiligten hinweg transfor-
miert, Frieden nicht ohne die lokale
Bevölkerung aufgebaut werden–
deshalb haben die Stärkung der
Zivilgesellschaften in der Konfliktre-
gion und die Unterstützung ihrer
Friedenspotenziale inzwischen in
alle Konzepte unter dem Stichwort
„local ownership“ Eingang gefun-
den. Der Zivile Friedensdienst in
Deutschland trägt dem z.B. da-
durch Rechnung, dass nicht nur die
direkten Kosten für externe Fach-
kräfte, sondern auch ein Anteil für
den Aufbau nachhaltiger Friedens-
strukturen vor Ort finanziert wer-
den.

Neben den lokalen Akteur_innen
treten in Konflikten normaler Weise
noch viele weitere internationale
Organisationen auf den Plan. Die-
se verfolgen teilweise ähnliche
Agenden, Ziele und Ansätze der
Konfliktbearbeitung wie NGOs oder
Staaten, haben aber darüber hin-
aus oftmals noch zusätzliche Politi-
ken oder Instrumente der zivilen
Friedensförderung zur Hand. Die
Agenda 2030 für die nachhaltige
Entwicklung oder das Thema
„Frauen, Frieden und Sicherheit“

(Sicherheitsrats-Resolution 1325)
der Vereinten Nationen oder die
Konfliktpräventions- oder Beobach-
ter_innenmissionen der OSZE kön-
nen als Beispiele dafür dienen. Und
bezüglich der operativen Abstim-
mungen vor Ort mit (lokalen und
internationalen) Akteur_innen, die
keinen gewaltfreien Ansatz der
Konfliktbearbeitung verfolgen bzw.
andere Schwerpunkte setzen wie
etwa humanitäre Hilfe, gilt es einen
kohärenten, koordinierten und
komplementären Zugang (vgl. Wie-
ner 3C Appell) zu finden.

Einsatzbereiche

So vielfältig wie einzelne Konflikte
in verschiedenen Regionen sich
darstellen, so vielfältig sind auch
die Ziele und möglichen Einsatzbe-
reiche für zivile Fachkräfte und
Friedensdienste. Unterschieden
werden nach Schweitzer (2009: 6-
12) folgende Ziele und Strategien
ziviler Konfliktbearbeitung, denen
hier beispielhaft konkrete Aktivitä-
ten zugeordnet werden:

1. Prävention: gewaltsamen Kon-
flikten vorbeugen (z.B. durch ver-
trauensbildende Maßnahmen, Dia-
logförderung, Frühwarnsysteme,
Wahlbeobachtung)

2. Peacemaking: politische Rege-
lungen suchen (zum Beispiel durch
Schiedsgerichte, Verhandlungen,
Mediation auf verschiedenen ge-
sellschaftlichen Ebenen)

3. Peacekeeping: vor Gewalt und
Verletzung von Menschenrechten
schützen (z.B. durch zivile Beob-
achtungsmissionen von Waffenstill-
ständen, internationale Präsenz
und Schutzbegleitung, Beobach-
tung und Dokumentation von Men-
schenrechtsverletzungen, unbe-
waffneten Schutz von Zivilist-
_innen)

4. Peacebuilding: Ursachen und
Folgen von Gewalt bearbeiten. Zu
diesem Punkt benennt Schweitzer
(2009) insgesamt zehn Hauptka-
tegorien von Aufgaben mit ver-
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schiedenen möglichen Maßnah-
men, wie z.B. die Beseitigung von
Schäden und die Rückkehr von
Flüchtlingen (sozialer Wiederauf-
bau, begleitete Flüchtlingsrück-
kehr), die (psycho-)soziale Arbeit
(z.B. Traumata bearbeiten, Kinder-
soldat_innen in die Gesellschaft
reintegrieren), die Schaffung von
Gerechtigkeit (Übergangsjustiz,
Aufarbeitung der Vergangenheit,
Wahrheits- und Versöhnungskom-
missionen), die Förderung der Zivil-
gesellschaft (durch Bildung, Stär-
kung der Rolle von Frauen in Frie-
densprozessen, Ausbildung für
konfliktsensitiven Journalismus)
oder die direkte Förderung von
Friedensfähigkeit (Friedenserzie-
hung, Abbau von Feindbildern, Ver-
söhnungsarbeit).

Manche dieser Aufgaben werden
vornehmlich durch zivile Maßnah-
men und Expert_innen des Staates
oder der Wirtschaft bzw. durch
humanitäre und Entwicklungshel-
fer_innen, andere eher durch zivil-
gesellschaftliche Friedensfachkräf-
te erfüllt werden können. Was es
auf jeden Fall dafür braucht, sind
einschlägige (Berufs-)Erfahrungen
sowie eine fundierte und angemes-
sene Ausbildung in ziviler Konflikt-
bearbeitung. Das Potenzial an zivi-
len Expert_innen, die bereits Erfah-
rungen mit Friedensarbeit in ver-
schiedenen Regionen und The-
menbereichen in interkulturellen
Kontexten erworben haben, ist in
Österreich jedenfalls vorhanden –
genauso wie die Expertise von
Trainingseinrichtungen und Organi-
sationen, die Fachkräfte für Einsät-
ze in Krisengebieten ausbilden.

Was tun?

An Bekenntnissen der letzten
Bundesregierungen zur zivilen
Friedensförderung mangelt es
nicht. Regierungsprogramme, Si-
cherheitsstrategien sowie offizielle
Berichte und Konzepte unter-
schiedlichster staatlicher Stellen
betonen den Beitrag und die Wich-

tigkeit ziviler und zivilgesellschaft-
licher außenpolitischer Tätigkeiten.
Die aktuelle Sicherheitsstrategie
(2013) strebt beispielsweise an,
den Auf- und Ausbau effizienter
ziviler Kräfte strategisch zu verfol-
gen und durch zivile Komponenten
die „Wirksamkeit und Sichtbarkeit
österreichischer Beiträge im Aus-
land“ zu erhöhen. Zwischen dem
hoffenden Wunsch und der Realität
klafft allerdings eine große Lücke. 

Für die kommende 26. parlamenta-
rische Legislaturperiode schlagen
wir vor, in den ersten drei Jahren
eine unabhängige wissenschaftli-
che Machbarkeitsstudie für einen
zivilen, nichtstaatlichen Friedens-
dienst für Österreich zu erstellen,
auf die dann eine zweijährige Pilot-
phase folgen soll. Internationale
wie nationale Erfahrungen, best
practice-Modelle, Aufgabenfelder,
Ausbildungsmöglichkeiten und Ko-
operationsmodalitäten mit staat-
lichen Stellen sollen erarbeitet wer-
den. Die Studie soll auch Finanzie-
rungsmodelle – beispielsweise eine
staatlich eingerichtete Stiftung bzw.
einen Fonds für Friedensforschung
und Friedenspolitik – darstellen.
Zivile Fachkräfte können dabei je
nach Tätigkeitsfeld unterschiedli-
che Ausbildungen und Erfahrungen
mitbringen. Zu verfolgen ist dabei
ein Gesamtansatz, der die Zivilge-
sellschaft, wissenschaftliche Kapa-
zitäten, Medien und weitere rele-
vante Akteur_innen integriert. Ziel-
setzung am Ende der 26. parla-
mentarischen Legislaturperiode ist,
mit einer mit den wesentlichen
Akteur_innen abgestimmten und
erprobten Konzeption einen staat-
lich finanzierten und politisch unab-
hängigen Zivilen Friedensdienst
dauerhaft einzurichten.

Wesentlich kurzfristiger könnten in
der nächsten Regierungsperiode
bereits früh die entsprechenden
und notwendigen gesetzlichen
Rahmenbedingungen für die Ent-
sendung ziviler Expert_innen durch
staatliche und nichtstaatliche Stel-

len im Rahmen eines Auslandsein-
satzkonzeptes beschlossen wer-
den. Die neue Bundesregierung
sollte sich in ihrer Regierungserklä-
rung zu diesen Vorhaben, inklusive
der budgetären Vorkehrungen,
selbst verpflichten. Der Bundesprä-
sident könnte für die Aufbauphase
die Schirmherrschaft dieses neuen
Außenpolitikinstruments überneh-
men.

Pete Hämmerle ist Co-Geschäftsfüh-
rer des Internationalen Versöhnungs-
bundes, österr. Zweig, seit langem
engagiert in den Österreichischen Frie-
densdiensten und anderen gewalt-
freien Friedensinterventionen.

Thomas Roithner ist Friedensforscher
und Privatdozent am Institut für Politik-
wissenschaft der Universität Wien.

Dieser Artikel erscheint zeit-
gleich in “International - Die Zeit-
schrift für internationale Politik”,
III/2017.
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